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STREIK IN BERLIN:

Wowereit will es so!

Seit dem 30.4.2008 befindet sich Berlin
im Erzwingungsstreik. In der Polizei, Feu-
erwehr, den Bürger- und Ordnungsämtern,
allesamt von der GdP vertreten, legten die
Kolleginnen und Kollegen die Arbeit nie-
der. In der durchgeführten Urabstimmung
innerhalb der GdP standen mit 92,2 Pro-

dass bis Ende 2009 keine Vergütungsan-
passungen notwendig seien. Die letzte
Tariferhöhung erhielten die Berliner mit 1
Prozent im Jahre 2004. Seit August 2003
konsolidieren die Beschäftigten den Ber-
liner Haushalt mit 8 bis 12 Prozent Gehalts-
verzicht. Obwohl Bund, Länder und Ge-
meinden in den vergangenen Jahren Tarif-
erhöhungen erhielten, verweigert der Re-
gierende die Angleichung an Bund und
Länder.

Berlin ist somit abgekoppelt und befin-
det sich in einem tariflosen Zustand. Eine
Schande für Berlin und einer rot/roten
Regierung. Und wieder existiert eine neue
Mauer um Berlin. Seit 2003 beträgt der
Inflationsausgleich 7,6 Prozent. Zusam-
mengerechnet mit dem Gehaltsverzicht
und den Tariferhöhungen und Einmal-
zahlungen haben die Berliner Beschäftig-
ten über 20 Prozent weniger in der Geld-
börse als vergleichbar Beschäftigte im ge-
samten Bundesgebiet. Nun hat die rot/rote
Regierung aus Berlin für das Jahr 2008 und
2009 je 225 Euro brutto als Einmalzahlung
angeboten. Ein lächerliches Angebot ohne
Wirkung auf die Tabelle.       Uwe Kurzke

Auf zum Stadthaus (Sitz des Senators für Inneres und Sport, Dr. Ehrhart Körting)
 Fotos (2): Wilfried Püschel

Eberhard Schönberg, Landesbezirksvor-
sitzender der GdP Berlin, informiert die
Medien über die Streikziele.

zent die Zeichen auf Arbeitskampf.  Seit
Monaten versucht die Verhandlungs-
kommission – besetzt aus GdP, ver.di, IG
Bau und GEW –, ein Angebot zu erhalten.
Da in Berlin noch der Anwendungs-
tarifvertrag gilt, ist der Regierende Bürger-
meister Klaus Wowereit der Auffassung,

Am 7./8.5.2008 traf sich der Bundes-
fachausschuss Kriminalpolizei in Berlin zu
seiner Frühjahrssitzung. Der BFA Kripo
behandelte u.a. aufgrund einer Diplom-
arbeit die Waffenverfügbarkeit in
Deutschland. Daneben ließen sich die
Mitglieder aus den Ländern und von den
Bundespolizeien über den Stand des Pro-
jektes: „Prävention schwerer, ziel-
gerichteter Formen von Schulgewalt“ in-
formieren. Dem Geschäftsführenden
Bundesvorstand wurden Empfehlungen
für Positionierungen unterbreitet. Der
Fachausschuss beschloss ein Positions-
papier zum Thema: „Jugendliche Intensiv-
täter“. Mit Hochdruck arbeiteten die Kol-
leginnen und Kollegen darüber hinaus an
den „Berliner Thesen“, einem Programm-
entwurf zur zukünftigen Kriminalpolitik
der GdP.                                               now.

BUNDESFACHAUSSCHUSS KRIMINALPOLIZEI:

Frühjahrssitzung

Foto: Zielasko
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Die Fotografin, Stadträtin und Verle-
gerin Letizia Battaglia widmete ihr Leben
dem Kampf gegen die Mafia. Ihre Bilder
gingen um die Welt und dokumentieren
Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Im
vergangenen Jahr war der Fotografin der
Dr.-Erich-Salomon-Preis der Deutschen
Gesellschaft für Photographie (DGPh)
verliehen worden. Nun ist im Willy-
Brandt-Haus in Berlin bis zum 22. Juni
2008 die Ausstellung „Letizia Battaglia –
Im Kampf gegen die Mafia“ zu sehen.

GDP-VORSITZENDER ERÖFFNET AUSSTELLUNG:

Mit der Kamera  gegen die Mafia

Einen GdP-Bären schenkte Konrad Freiberg der Fotografin Letizia Battaglia zur Eröffnung
ihrer Ausstellung in Berlin.

Konrad Freiberg bei seiner Rede zur Aus-
stellungseröffnung.

                          Fotos: Frank Graef

PERSONALRATSWAHLEN IN NIEDERSACHSEN:

Die Personalratswahlen am 2. und 3. April 2008 haben für die GdP
Niedersachsen durchweg gute bis sehr gute Ergebnisse gebracht. Im
Polizeihauptpersonalrat (PHPR), allen Polizeibezirkspersonalräten
(PBPR) der Polizeidirektionen, im LKA und in der Polizeiakademie
erreichten die Kandidatinnen und Kandidaten der GdP absolute Mehr-
heiten. Die Wahlbeteiligung war bei den Beamten zwar etwas besser
als 2005, ist jedoch auch mit 67,2 % nicht unbedingt zufrieden stellend.

Über absolute Mehrheiten konnten sich auch die Kandidatinnen
und Kandidaten der GdP in den örtlichen Personalräten der Polizei-
inspektionen und der Dienststellen der Zentralen Polizeidirektion
(ZPD1) bis auf wenige Ausnahmen überall freuen.            rf/Robra

Der GdP-Bundesvorsitzende kritisier-
te in seiner Rede zur Ausstellungser-
öffnung vor mehreren hundert Besuchern,
dass die Bekämpfung der organisierten
Kriminalität völlig aus dem Blickpunkt
der Öffentlichkeit und des politischen In-
teresses geraten sei und würdigte das En-
gagement der Fotografin: „Ihre Bilder
zeigen die wahre Dimension des Verbre-
chens, dessen Unmenschlichkeit weit über
das Opfer hinaus reicht.“

red.

GdP wieder mit sehr guten Ergebnissen

Reiner Fischer trägt am 14.4. 2008 die Analyse der Wahlergebnisse
in der Landesvorstandssitzung in Hannover vor.       Foto: Uwe Robra
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Laut WHO (Weltgesundheits-
organisation) liegt die „Lebenserwar-
tung bei guter Gesundheit“ in
Deutschland bei 69,4 Jahren (67,4 Jah-
re für Männer und 71,5 Jahre für Frau-
en). Wer als Mann mit 67 in Rente
geht, darf sich also – statistisch gesehen
– noch 0,4 Jahre bei guter Gesundheit
seines Ruhestandes erfreuen. So ist es
beschlossene Sache seit vergangenem

Jahres. Aber ist
das das Ende der
Fahnenstange?
Es regen sich
nämlich beson-
ders forsche
Geister, die das
Renteneintritts-
alter gern sogar
bei 70 Jahren hät-
ten – dabei wer-
den Ergebnisse
der Altersfor-
schung ignoriert,
von  WHO-Er-
kenntnissen wol-
len sie auch
nichts wissen,
vernachlässigt
werden der Bil-
dungs- und Ar-

beitsmarkt und der Mensch scheint
sowieso egal zu sein – Hauptsache die
Kasse stimmt.
Viele Auswirkungen und Risiken be-
treffen unsere Berufsgruppe genauso
wie Lehrer oder Bauleute; z. B. ge-
sundheitliche: bei den einen sind eher
mehr die Nerven kaputt, bei den ande-
ren verbreitet die Rücken ... Und auch
die wichtigsten Risiken im Arbeits-
leben – körperliche Belastungen,
Schichtarbeit und extrem lange
Arbeitszeiten sowie psychosoziale
Arbeitsbelastungen – tun ein Übriges,
das Arbeitsleben wahrlich nicht als

Spaziergang zu erleben.
Doch die Politik bezieht sich lieber auf
statistische Angaben, wonach die
Lebenserwartung in Deutschland steigt.
Das hört sich doch logisch an. Und blen-
det die Bedingungen aus, unter denen
die gepriesene Lebenserwartung steigt.
Aber da wirft die Wissenschaft dann
doch harte Fakten in die Waagschale:
So verweist z. B. der Medizinsoziologe
Prof. Dr. med. Johannes Siegrist von der
Universität Düsseldorf auf „eine ausge-
prägte Krankheitslast in der erwerbstäti-
gen bzw. erwerbsfähigen Bevölkerung“,
die insbesondere in der Spanne
zwischen dem 45. und 65. Lebensjahr
deutlich wächst. Und das ist belegbar.
Das bedeutet, dass die Arbeitnehmer
häufiger krank sind und im Extremfall
vorzeitig in den Ruhestand gehen müs-
sen – dann aber mit deutlichen Renten-
Einbußen.
Das riecht sehr stark und offensichtlich
nach verdeckter Rentenkürzung.
Natürlich wurden im Prozess um die
Lebensarbeitszeit-Verlängerung auch
die Polizeibeamten mit ihrer bisherigen
besonderen Altersgrenze von 60 Jahren
nicht vergessen. In kürzester Zeit wur-
den hier per Gesetz ganze Lebens-
planungen über den Haufen geworfen.
Es gibt inzwischen unterschiedlichste
Regelungen und Planungen in den Län-
dern, die selbst den Kolleginnen und
Kollegen im Vollzugsdienst nicht mehr
die 60-Jahre-Grenze garantieren. Mir
drängt sich in diesem Zusammenhang
immer wieder das Plakat während einer
Demonstration gegen die Erhöhung der
Lebensarbeitszeit bei Polizeibeamten
auf: 65jähriger Polizist sucht gleichaltri-
gen Straftäter.
Und im höheren Dienst? In Rheinland-
Pfalz muss da bereits bis 65 gearbeitet
werden. Kann es sein, dass sich nun
für diesen Bereich weniger Bewerber

Bis ins hohe Alter …
finden, weil man hier bis 65 Jahre
verpflichtet ist?
Problematisch auch die in manchen
Ländern knallharte Schichtdienst-
grenze von 25 Jahren. Und wer „nur
23“ hat? Wird der sich kümmern, die
25 Jahre möglichst schnell voll zu
bekommen, um mit 60 gehen zu
können? Mit welchen Konsequenzen?
Welche Auswirkungen die Verlänge-
rung der Lebensarbeitszeit mit sich
bringt, hat die GdP in Rheinland-Pfalz
für ihr Land analysiert (s. S. 26) und ist
dabei auf Begleiterscheinungen gesto-
ßen, die ganz sicher vorab vom Gesetz-
geber nicht gesehen wurden.
Natürlich werden wir uns weiterhin
dafür einsetzen, die Lebensarbeitszeit
wieder zu senken. Aber wir machen
uns keine Illusionen: Die Renten- und
Pensionsgrenzen werden sich absehbar
kaum nach unten bewegen lassen. Was
wir aber brauchen und was realistisch
machbar wäre, sind flexible Übergänge
vom Berufsleben in den Ruhestand.

Für uns als Gewerkschaft wird es
verstärkt darum gehen, auf die Begleit-
erscheinungen verlängerter Lebens-
arbeitszeiten hinzuweisen, Schwer-
punkte zu setzen, um besonders gravie-
rende Auswirkungen abzufedern. Dazu
gehört, dass wir uns intensiv mit Ar-
beits- und Gesundheitsschutz befassen,
dass wir Beispiele von gesundheits-
förderlicher Arbeitsorganisation ver-
breiten sowie das Augenmerk auf
Personalentwicklung, Laufbahn-
gestaltung und Führungsverhalten set-
zen. Denn darum wird sich niemand
anders kümmern können, als eine star-
ke Interessenvertretung der Polizei.

Zu: Wenn das Schutzschild zur
Zielscheibe, DP 5/08

Als Polizeibeamter im „Duisburger
Norden“, von dem in Ihrem Artikel in der
Mai-Ausgabe der „Deutsche Polizei“ die

forum Rede ist, möchte ich Ihnen für die Veröf-
fentlichung des Beitrages „Gewalt gegen
Polizeibeamte“ danken und ein großes
Lob aussprechen.

Endlich wurden einmal „Ross und Rei-
ter“ genannt und über Dinge gesprochen,
die in schlaffen Talkshows von Vertretern
(natürlich mit Migrationshintergrund)
„linker“ und „grüner“ Bewegungen gänz-

lich abgestritten werden. Besonders posi-
tiv hervorzuheben sei hier das mutige
Schlusswort (politisch sicherlich nicht ge-
wollt) des Duisburger PP Rolf Cebin, der
die gescheiterte Integration hiesiger
Muselmanen am Beispiel einer Freundin
seiner Tochter deutlich macht: „Jetzt trägt
sie einen Schleier und lässt sich nicht mehr
blicken“. Dem ist nichts hinzuzufügen.

 Peter Berg, per E-Mail
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forum
LESERMEINUNG

Die Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe zu kürzen, um möglichst
viele Kolleginnen und Kollegen zu
Wort kommen zu lassen. Abgedruck-
te Zuschriften geben nicht unbedingt
die Meinung der Redaktion wieder.
Anonyme Zuschriften werden nicht
berücksichtigt.

Kontakt zur Redaktion:

GdP-Bundesvorstand
Redaktion Deutsche Polizei
Stromstraße 4
10555 Berlin
Tel.: 030/39 99 21-114
Fax: 030/39 99 21-190
E-Mail:
gdp-redaktion@gdp-online.de

Zu: GdP fordert DUZ
anzuheben, DP 5/08

Endlich greift einmal jemand diesen für
wichtigen Punkt der DUZ-Erhöhung auf.
Nicht schon genug, dass man uns 25 Jahre

lang auf Polizeistationen und Polizei-
kommissariaten Schichtdienst versehen las-
sen hat, um dann festzustellen, dass es sich
gar nicht um den „eigentlichen Schicht-
dienst“ gehandelt hat, und man nun noch
ohne Dienstzeitverkürzung bis zum 62. Le-
bensjahr seinen Dienst verrichten muß.

Wer ist es denn, der den ganzen Alltags-
mist an die Backe bekommt? Die Streifen-
beamten im Schichtdienst. „Er“ ist immer
an der Tür zur Anzeigenaufnahme, am Te-
lefon, um dieses zu den Tagesdienstlern
durchzustellen und natürlich auch noch zum
Statistikretten auf der Straße, falls draußen
kein anderer Einsatz anliegt.

Da finde ich es nicht mehr als gerecht,
dass endlich einmal über eine DUZ-An-
hebung nachgedacht und hoffentlich auch
umgesetzt wird. Denn die durch den
Schichtdienst verursachten Probleme im
Alltag (Termine, Einladungen zu Freunden,
Schlafstörungen) sind schon belastend
genug. Vorsorgekuren wurden auch abge-
schafft.

Was ich allerdings nicht ganz verstehe, ist
die Mitteilung in ihrem Artikel, dass auch
Teilzeitbeschäftigte eine ungekürzte
Schicht-/Wechselschichtzulage erhalten sol-
len? Ist es nicht gerechter, dass man diese
Auszahlung anteilig der geleisteten Stunden
tätigt. Wofür soll man sich denn jetzt noch
anstrengen?

Abschließend wünsche ich Ihnen viel
Erfolg mit der Durchsetzung der DUZ-
Anhebung. Es wäre seit langem Mal wieder
ein Lichtblick für die Schichtdienst-
leistenden. Weiter so.

Heinz Heese, per E-Mail

Zu: Von Extrembelastungen
und psychotoxischen Chefs,

DP 5/08
 Es ist begrüßenswert, dass diese Thema-

tik endlich auch offen bei der Polizei ange-
sprochen wird, da es leider im Kollegenkreis
immer noch ein „No Go“ ist, sich dazu zu
bekennen erkrankt zu sein – und sollte man
dies aufgrund der immer schlechteren ge-
sundheitlichen Konstitution nicht mehr ver-
heimlichen können, auch noch als Drücke-
berger o. ä. angefeindet wird.

Dass die psychische Krankheit dabei
nicht sichtbar ist wie ein Beinbruch, er-
schwert die Situation für die Kollegen, die
immer noch das Bild des Polizeibeamten als
„Superhero“ geistig mit sich tragen, sodass
ich ihnen nicht einmal wirklich einen Vor-
wurf machen möchte, wenn sie im Umgang

damit überfordert scheinen und selbst
Führungskräfte im Zusammenhang mit psy-
chischen Erkrankungen meist jegliche
Empathie vermissen lassen.

Das Beamtenversorgungsgesetz sieht
Ausschlussfristen von 2 bzw. 10 Jahren vor,
während denen ein Dienstunfall angezeigt
werden muss. Für eine physische Erkran-
kung sind diese sicherlich großzügig bemes-
sen. Was aber ist mit den Kollegen, die
infolge des Dienstes psychische Traumata
erlitten haben? Diese zeigen sich oft erst
nach Jahren und es dauert weitere Zeit und
benötigt intensive ärztliche Untersuchun-
gen, bis den Symptomen das entsprechen-
de Ereignis zugeordnet werden, kann.

Die Ausschlussfrist ist eine starre Rege-
lung, die keinerlei Differenzierung zwischen
körperlichen und seelischen Erkrankungen
zulässt, wodurch psychisch erkrankte Kol-
legen deutlich benachteiligt, also schlechter
gestellt werden.

Mike Mochow, Kaufungen

Der Artikel Gewalt gegen Polizeibeamte
ist höchst gelungen.

Der Bericht entspricht zu 100 Prozent
den Erfahrungen, die die in Duisburg-
Marxloh täglich Dienst versehenden Beam-
ten des WWD erleben.

Ganz aktuell wurden kürzlich noch zwei
Kollegen der Hauptwache von diesen im Ar-
tikel beschriebenen Personen während ei-
nes Einsatzes angegriffen und schwer ver-
letzt (Wadenbeinbruch etc.); diese können
die nächsten Monate keinen Dienst verse-
hen.

Unsere dienstlich gelieferten Aus-
rüstungsgegenstände haben mal wieder ver-
sagt. Es bedarf mal einer gründlichen Über-
prüfung unserer Ausrüstungsgegenstände,
da dies nun der 4. Fall in diesem Jahr ist, wo
unser „Light“-Pfefferspray wirkungslos war
und unser „Gegenüber“ mit Stahlruten und
Schlagwerkzeugen mal wieder besser aus-
gerüstet war als wir. Mal sehen, wann sich
auch unsere oberste Polizeiführung im IM
etwas einfallen lässt.

Markus Müller, per E-Mail

Großes Lob für diesen Artikel, der ei-
nen Teil der gesellschaftlichen Realität be-
schreibt. Vor dieser Realität wurden leider
zu lange aus falsch verstandener Toleranz
die Augen verschlossen. Was in diesem Ar-
tikel aus dem beruflichen Alltag von Kol-
leginnen und Kollegen beschrieben wird,
ist nichts anderes, als das Ergebnis von
Gettobildung und von Zuständen, die mit
dem Begriff „Parallelgesellschaft“ ziemlich
treffend zu beschreiben sind. Die Folge sind
ganze Stadtteile, in denen eigene Gesetze
und Regeln gelten, je nachdem, welche
Gruppe sich am besten (meist mit Gewalt)
durchsetzen kann. Übergriffe auch auf
Polizeibeamte sind da eine logische Kon-
sequenz, wo die freiheitlich demokratische
Rechtsordnung abgelehnt und nicht mehr
ernst genommen wird. Wer vor wenigen
Jahren genau davor gewarnt hat, sah sich
nicht selten mit dem Vorwurf der Auslän-
derfeindlichkeit konfrontiert.

Peter Neusius, Würzburg

Zu: Quo Vadis öffentlicher
Dienst, DP 5/08

Vielen Dank für diesen hervorragen-
den und äußerst treffenden Artikel. Ein
wahres Bonbon am Ende dieser Ausgabe.
Die gesamte (dienstliche) Realität auf
wenige Wörter minimiert, dabei stilistisch
und lyrisch maximiert und siehe da: Die
Ironie ergibt sich von selbst – aus den Fak-
ten! Ich habe Tränen gelacht! Wenn das
doch nicht alles so bitterer Ernst wäre...!!!
Meiner Meinung nach ist das – leider! –
nur ein kleiner Einblick in ein viel gewal-
tigeres Chaos, welches dieses Land durch-
zieht.

Ronald Löser, per E-Mail
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Polizeialltag – Last für die Seele?
Gebrochene Arme und Beine, innere und sonstige gut sichtbare oder
dokumentierbare Verletzungen gehören im harten Polizeidienst schon
zum Alltag. Sie werden von den Kolleginnen und Kollegen bemerkt und
vom Dienstherren normal als Krankheit anerkannt.
Und dann gibt es noch das Unsichtbare – das, was Spuren auf der Seele
hinterlassen hat und bis zur Posttraumatischen Belastungsstörung füh-
ren kann: Das sind all die psychischen Belastungen, die Polizistinnen und
Polizisten auszuhalten haben. Die, wenn sie nicht oder nicht mehr verar-
beitet werden können, das gesamte Leben überschatten und bis zur
Dienstunfähigkeit führen können.
Da es ureigenste Aufgabe der Gewerkschaften ist, sich um das Arbeits-
umfeld – ganz speziell um den Arbeitsschutz – der Mitglieder zu küm-
mern, hat die GdP ihr zweites Arbeitsschutzsymposium diesem Thema
gewidmet: Psychische Belastung am Arbeitsplatz.

Wie sehr unsere Gewerkschaft sich da-
mit auf aktuellstem Boden bewegt, zeigt
eine kurz nach dem Symposium vorgestell-
te Studie des Berufsverbandes Deutscher
Psychologinnen und Psychologen zum The-
ma „Psychische Gesundheit am Arbeits-

platz in Deutschland.“ Während klassische
Arbeitsunfälle deutlich zurückgegangen
sind, steigen arbeitsbedingten Erkrankun-
gen an. Bundesweit und quer durch alle
Branchen werden sie mittlerweile auf
30 % aller Ausfalltage geschätzt. Parti-

zipationsmöglichkeiten, Aufgabengestal-
tung, Führungsverhalten und Unter-
nehmenskultur spielen dabei entscheiden-
de Rollen. Aber in bestimmten Berufen –
wie eben dem Polizeiberuf – kommen
darüber hinaus weitere extrem belastende
Faktoren hinzu: Aufnahme und Bearbei-
tung schwerer Verkehrsunfälle, Gewalt-
delikte in der kriminalpolizeilichen Arbeit,
Überbringung von Todesnachrichten und
zahlreiche weitere aufs höchste belasten-
de Tätigkeiten sind im Rund-um-die-Uhr-
Dienstbetrieb an der Tages- und Nacht-
ordnung.

Diese Belastungen wird es auch
weiterhin geben. Aber entscheidend ist, wie
der Einzelne, wie die Kolleginnen und Kol-
legen untereinander und Vorgesetzte da-
mit umgehen. Die GdP will mit ihrem En-
gagement auf diesem Gebiet vor allem prä-
ventiv auf dem Gebiet der psychischen Be-
lastung am Arbeitsplatz wirken, aber auch

Wissenschaft trifft Praxis auf dem 2. GdP-Arbeitsschutzsymposium                                                                                      Fotos: Tetzner
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dazu beitragen, dass entsprechende Belas-
tungen erkannt und abgebaut werden kön-
nen. Dafür gibt es eine ganze Reihe Mög-
lichkeiten, die die rund 130 Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer aus Polizei und Wis-
senschaft in Potsdam zwei Tage lang dis-
kutierten.

Dabei geht nicht alles auf einmal. Auf
diesem Symposium ging es vor allem dar-
um, sich über die Arten der Belastungen
zu verständigen, Ansatzpunkte für

Belastungsvermeidung zu finden und ein
Screening-Projekt zu besprechen, mit dem
sich Kolleginnen und Kollegen künftig
selbst testen können, ob sie mit den Belas-
tungen des Berufsalltags noch bestens fer-
tig werden oder ob es ratsam wäre, die eine
oder andere Hilfe in Anspruch zu nehmen,
damit psychische Krankheitsbilder gar
nicht erst entstehen.

Was ist das eigentlich –
psychische Belastung?

Dem Vortrag von Frau Prof. Anna-
Maria Metz konnte man entnehmen, dass
man sich in der Arbeitspsychologie über
den Begriff „psychische Belastung“ noch
nicht so recht einig ist: Was die einen für
krankmachend halten, finden andere för-

derlich. Was „psychisch“ ist, hat man nach
typisch deutscher Manier in einer DIN fest-
gelegt (DIN 33 405). Der Begriff wird ver-
wendet, wenn auf Vorgänge des menschli-
chen Erlebens und Verhaltens hingewiesen
werden soll.

Aber es ist auch zwischen Belastung und
Beanspruchung zu unterscheiden.

DIN 33 405 sagt hierzu:
Psychische Belastung wird verstanden

als die Gesamtheit der erfassbaren Einflüs-

se, die von außen auf den Menschen zu-
kommen und auf ihn psychisch einwirken.

Psychische Beanspruchung wird ver-
standen als die individuelle, zeitlich unmit-
telbare und nicht langfristige Auswirkung
der psychischen Belastung bei Menschen
in Abhängigkeit von seinen individuellen
Voraussetzungen und seinem Zustand.

Während den meisten somatischen Be-
schwerden eindeutige Ursachen zugeord-
net werden können – z. B. das Virus, das
die Erkältung bewirkt oder den auf den
Fuß gefallene Hammer, der einen blauen
Zeh nach sich zieht – liegt einer psychi-

schen Belastung ein gänzlich anderer Wirk-
mechanismus zu Grunde. Hier sind in der
Regel nicht einzelne, feststellbare Bedin-
gungen ausschlaggebend, sondern es han-
delt sich meist um komplexe, qualitativ ver-
schiedene und teils schwer zu definieren-
de Ursachen und psychosoziale Bedingun-
gen. Dabei wirken auch keine einfachen

Reiz-Reaktionsmuster, sondern Rück-
koppelungsprozesse, die vielfältig beein-
flusst werden von den Beziehungen zwi-
schen Belastungen und Beanspruchungen.

Wer um diese Rückkopplungsprozesse
weiß, wird Beschäftigte nicht mehr nur als
Opfer der Belastungen sehen, sondern eher

als aktive, die Belastungen und sich selbst
verändernde Wesen. Denn gleiche Belas-
tungen, z. B. gleiche Aufgabenschwierig-
keiten, können individuell ganz unter-
schiedlich erlebt und bewältigt werden.

Und gerade weil viele verschiedene psy-
chische Faktoren auf so unterschiedliche
Weise auf Menschen im Arbeitsprozess
wirken, ist es erforderlich, Belastungen in-
dividuell zu erfassen. Das hört sich nach
Aufwand an. Wer aber befürchtet, eine psy-
chologisch fundierte, sicherheits- und
gesundheitsförderliche Arbeitsgestaltung
des Arbeitsplatzes rechne sich nicht, über-
sieht, dass damit die Leistungen der Be-
schäftigten durchaus gefördert und all die
Kosten gesenkt werden, die durch unfall-
oder krankheitsbedingten Arbeitsausfall,
Fluktuation, innere sowie tatsächliche
Kündigung, bedingt sind.

Die GdP hatte daher mit einer ersten
„Bestandsaufnahme“ unter den Kollegin-
nen und Kollegen in DP 12/07 begonnen.
Wir hatten einen Fragebogen zur Erhe-
bung der psychischen Belastungen am Ar-
beitsplatz abgedruckt. Die Auswertung die-
ser Fragebogen haben sehr deutliche Hin-
weise gegeben, auf welchen Gebieten der
psychischen Belastung am Polizei-Arbeits-
platz die GdP künftig ihre Arbeits-
schwerpunkte im Arbeitsschutz setzen
muss und setzen wird.

Kurzauswertung der
Fragebögen

Wenngleich die Auswertung der Frage-
bögen nur als Trendbarometer angesehen

ARBEITSSCHUTZ

Traumatisierungen
wurden lange Zeit tot-
geschwiegen. Wer den
Polizeiberuf ausübt, so
meinte man, sollte ent-
sprechende Vorausset-
zungen mitbringen und
den Rest mit sich aus-
machen. Erst ab den
90er Jahren begann
man, offen darüber zu
reden.  Denn: Die See-
le ist genauso verletz-
bar wie der Körper.

Gleiche Belastungen,
z. B. gleiche Aufga-
benschwierigkeiten,
können individuell
ganz unterschiedlich
erlebt und bewältigt
werden.

Frank Richter, für
den Bereich „Ar-
beitsschutz" verant-
wortliches Mitglie-
des des Geschäfts-
führenden GdP-Bun-
desvorstands, warn-
te davor, bei der Po-
lizei Krisenintervent-
insbetreuer, Psycho-
logen, Seelsorger
und Psychothera-
peuten abzubauen.

GdP-Bundesvor-
sitzender Konrad
Freiberg: Das Ni-
veau des Arbeits-
schutzes darf nicht
nach unten gefah-
ren werden. Es
lohnt sich, für ei-
nen besseren Ar-
beitsschutz zu
kämpfen.

GBV-Mitglied Jörg
Radek wies in sei-
ner Eröffnungsrede
auf die Arbeits-
verdichtung in der
Polizei hin: Die
Grenze der Belast-
barkeit ist erreicht.
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werden kann, zeigt sich doch: Der Polizei-
beruf insgesamt ist hoch stressbelastet.
Monotonie kommt zwar nur partiell vor,
hingegen zeigen sich Spitzen der Belastun-
gen durch Stress, psychische Ermüdung
und psychische Sättigung. Auffällig sind
auch die, als logische Konsequenz zu ver-
stehenden, Verschleißerscheinungen, die
mit der psychischen Ermüdung als Folge
einhergehen.

Unzureichend sind wohl auch die Leis-
tungen der Führung auf den unterschied-
lichsten Ebenen sowie die Gestaltung der
Ablauforganisation. Dort werden insbe-
sondere geringe Spielräume in der Eigen-
verantwortung und unzureichende Kom-
munikationsflüsse bemängelt.

Fehlendes Personal bei steigenden An-
forderungen und hohem Leistungsdruck
durch die Führung, zu der hier auch Ein-
flüsse aus der Politik gezählt werden müs-
sen, führen zu Unverständnis und letzt-
endlich zu Ausweglosigkeit.

Eine solche Entwicklung ist schädlich
für die Leistung der Polizei im gesellschaft-
lichen Kontext.

Die Ergebnisse der Umfrage belegen
eindeutig, dass auf dem Gebiet der Be-
kämpfung psychischer Belastung am Poli-
zei-Arbeitsplatz Handlungsbedarf besteht.

Die Gesamtauswertung kann vom
Mitgliederbereich der GdP-Homepage,
Seite „Arbeitsschutz“ heruntergeladen
werden. tetz

Wer seine eigene psychische Belas-
tung im Dienst testen möchte, kann
das unter www.iwfb-gmbh.de/opti tun.
Dort steht ein elektronischer Fragebo-
gen zur Verfügung, der automatisch
ausgewertet wird. Er kann zwar nicht
auf individuelle Besonderheiten ein-
gehen, aber sehr wohl Anhaltspunkte
dafür liefern, ob die Arbeitssituation
psychisch relativ unbelastend erlebt
wird oder aber die Belastung ein Maß
erreicht hat, wo sie nicht mehr ohne
Hilfe kompensiert wird und zum ge-
sundheitlichen Risiko führen kann.

Aus den Arbeitsgruppen:
Fünf Arbeitsgruppen haben auf dem GdP-Symposium verschiedene
Themen zur psychischen Belastung aus Wissenschafts- und Praxisseite
erörtert. Arbeitsgruppe 1: Belastungsquelle Führungstätigkeit?
(Moderation: Erich Traphan, Polizei Nordrhein-Westfalen),
Arbeitsgruppe 2:  Polizeiarbeit und Gewalt, Betrachtung von Täter und
Opfer (Moderation: Prof. Dr. Hans-Jürgen Lange, RISP e.V.),
Arbeitsgruppe 3: Die optimale Work-Life-Balance im Polizeidienst
(Moderation: Dipl. Soz. Frank Brenscheidt, Bundesanstalt für Arbeits-
schutz und Arbeitsmedizin)
Arbeitsgruppe 4: Ängste in der Polizei (Moderation: PD Dr. Rolf Manz,
Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung),
Arbeitsgruppe 5: Über- und Unterforderung, Stress und Monotonie
(Moderation Prof. Dr. Heinz-Jürgen Rothe, Universität Potsdam)

Nachfolgend die Ergebnisse zweier Arbeitsgruppen:

Belastungsquelle
Führungstätigkeit?

Zur Arbeitsgruppe „Belastungsquelle
Führungstätigkeit?“ fanden sich ca. 25
Teilnehmerinnen und Teilnehmer zusam-
men: aus dem operativen Dienst, Perso-
nalratsmitglieder, Führungskräfte und
Behördenleiter – eine hierarchie- und

funktionsübergreifende Besetzung. Die
Bandbreite der Fragen umfasste die The-
men: Gibt es überhaupt Führungs-
probleme? Sind sie punktuell oder dau-
erhaft belastend? Sind sie in der Person
der Führung zu suchen oder eher im
Mitarbeiterkreis?

Klar war, Führungstätigkeit kann
durchaus eine Belastungsquelle sein – so-
wohl für die Führungskraft selbst als auch
für die Mitarbeiter.

 Was belastet dabei vor allem? Hier ei-
nige Statements, die während des Arbeits-
kreises auf „Moderationskarten“ fest-
gehalten wurden:

In der Person liegende Belastungs-
quellen:
• Gegen die eigene Überzeugung handeln

müssen.
• Zu viele Vorgaben, kein eigener Ge-

staltungsspielraum ist vorhanden.
• Jeder hat seinen individuellen Rucksack,

seine eigenen Einstellungen und Wer-
te.

• Das Misstrauen der Mitarbeiter ist
krankhaft gestiegen.

• Führungskräfte können oder dürfen
Schwächen nicht eingestehen.

• Geführt wird mit Macht und Druck und
Angst, selten mit Kooperation und An-
erkennung.

• Es fehlt an Ehrlichkeit und Aufrichtig-
keit.

• Die Misstrauensrituale der Führungs-
kräfte haben zugenommen.
In der Struktur liegende Belastungs-

quellen:
• Keine oder unzureichende Vorbereitung

auf Führungsaufgaben.
• Es gibt unklare Strukturen und Verwei-

gerung der Klärung.  >

Service-Test im Netz

○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○ ○
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• Auswahl der Führungskräfte – fachlich
top, menschlich flopp.

• Mitarbeiter leiden unter Führungs-
kräften.

• Wir sind ministeriumshörige Opfer ohne
Widerspruch oder gar Bewertung.

• Ich frage mich, wie kommen nicht ge-
eignete Führungskräfte an ihre Posten?

• Kooperatives Führen hat schon nicht
geklappt, Steuerung und Führung
selbstverständlich heute auch nicht.

• Es gibt Loyalitätskonflikte Hierarchie
übergreifend.

• Die Personalbewegungen (Rotation)
und Strukturveränderungen scheinen,
ohne Grenzen zu sein, da gibt es per-
sönliche und geografische Führungs-
defizite.

• Führungskräfte sind zu jung, ohne Le-
bens- und Diensterfahrung.

• Eine offensichtlich ungeeignete Füh-
rungskraft bekomme ich nicht weg.

In der Aufgabe liegende Belastungs-
quellen:
• Es sind schnell schwierige Entscheidun-

gen zu treffen.
• Ständig neue Strukturen, Neuorga-

nisationen – Führungskräfte haben von

daher keine Ahnung von den neuen
Aufgaben.

• Starker Druck durch „Bilanzen“ und
„bench mark“. Beim Behördenver-
gleich sind die letzten 5 immer die Letz-
ten, das verschiebt sich nur jedes Jahr.

• Führungsaufgabe versus Sachaufgabe –
ein nicht zu lösender Gegensatz.

• Anforderungen an die Organisations-
einheit bei unzureichender personeller
Ausstattung.

Zusammenfassung

Ein Resümee zeigt, oft sind Führungs-
verantwortliche keine Führungspersön-
lichkeiten mehr, sie sind Führungskräfte.
„Systemagenten“  der Behörde nennt sie
R. Lay in seinem Werk „Charakter ist
nicht (un)schädlich“. Eigenverantwortli-
ches Führen ist nicht mehr möglich. Poli-
tische Vorgaben, Kennzahlen, Steuerungs-
modelle lassen keine eigenen Handlungs-
spielräume mehr zu. Von daher wird auch
keine Verantwortung mehr übernommen.

 Forschungsergebnisse bei VW und
Daimler bestätigen: Ungeeignete Füh-
rungskräfte machen ihre Mitarbeiter
krank und sie nehmen ihren prozentua-
len Krankenstand beim Wechsel in ande-
re Positionen mit. Mangelhaftes Füh-
rungsverhalten und das davon beeinfluss-
te Betriebsklima, die Unternehmens-
kultur, führen zu „posttraumatischen
Verbitterungsstörungen“ (PTEB – nach
Linden), einer in der modernen Medizin
diskutierten vergleichbaren Sonderform

ARBEITSSCHUTZ

Podiumsdiskussion auf dem 2. GdP-Arbeitsschutzsymposium: Vorstellung der Arbeits-
gruppen-Ergebnisse und intensive Frage-/Antwort-Runde der Experten mit den Teilnehmer-
rinnen und Teilnehmern aus der Praxis.

       Niemand ist „rein sach-
lich“. Das, was der Mensch tut,
unter welchen Umständen auch
immer, ist der Ausdruck seiner

selbst – rein sachlich ist er
nicht. Er ist nie unsachlicher,
als wenn er glaubt, rein sach-

lich zu sein.

(Kurt Tucholsky)
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zu der posttraumatischen Belastungsstörung. Mit der Work-Life-
Balance der Führungskräfte in Deutschland ist es nach
Forschungsergebnissen sehr schlecht bestellt.

Aus Sicht von Führungskräften sind folgende
Anmerkungen zusammenzufassen

Der Sinn und Nutzen der anhaltenden Organisations-Verän-
derungen ist kaum noch vermittelbar.

Das Bemühen um Verständnis bei den Mitarbeitern, aus loy-
aler Haltung heraus, wirkt zunehmend mehr aufgesetzt und un-
glaubhaft.

Das Gefühl, Spielball politischer Mächte zu sein, ist ausge-
prägter denn je. Es erscheint ausrechenbar, dass mit einem poli-
tischen Wechsel völlig andere Prioritäten gesetzt werden und
die Einflussmöglichkeiten im ministeriellen Bereich so gering
sind wie nie.

Es fehlt durch Einbindung in Zugleichaufgaben an Zeit und
Kraft für die eigentliche Führungsarbeit.

Führungstätigkeit ist zermürbend, weil die heute wichtigen
Dinge oft morgen völlig unwichtig sind und es an verlässlicher,
klarer Ausrichtung fehlt.

Zukunft

Für die Entwicklung von Zukunftsperspektiven blieb im
Arbeitskreis nur wenig Zeit.

Als wichtigen Ansatzpunkt zur Verbesserung der Führungs-
tätigkeit haben die Teilnehmerinnen und Teilnehmer die
Persönlichkeitsbildung für angehende und in Verantwortung
befindliche Führungsverantwortliche benannt. „Nur wer sich
selbst führt, kann auch andere führen“, nach dieser Prämisse
sind Selbstreflexion, Training, Coaching,  Mentoring und
Führungszirkel Inhalte und Möglichkeiten der Entwicklung von
Führungspersönlichkeiten.

Dabei darf nicht jeder (scheinbar) neuen Managementmode
oder -technik hinterhergelaufen werden.

Aus dem Alten Testament  kann schon die Entwicklung von
Moses zur Führungsperson und die Höhen und Tiefen seines
Führungsverhaltens einen hervorragenden Plan für die heutige
Zeit bieten. Selbst Coaching ist dort schon vorzufinden.

„Das Neue ist immer beweispflichtig“, meinte Theodor
Fontane. Das sollte dazu anhalten, Altes zu achten und Neues
kritisch zu prüfen.

Erich Traphan

Work-Life-Balance –
ein Handlungsfeld für
Personalräte der GdP

„Work-Life-Balance“ – oder zu deutsch: Vereinbarkeit von
Beruf und Privatleben – meint die Möglichkeit und die Fähig-
keit, verschiedene Lebensbereiche immer wieder aufs Neue so
in Einklang zu bringen, dass unterschiedliche und zum Teil wi-
dersprüchliche Anforderungen weitestmöglich parallel erfüllbar
sind. Es geht um ein erfülltes, vielseitiges Leben, in dem Tätig-
keiten und Aspekte aus den unterschiedlichsten Lebens-

bereichen nebeneinander stattfinden können und sich weder
zeitlich noch inhaltlich gegenseitig ausschließen. Ehrenämter,
soziale und kulturelle Aktivitäten, persönliche Eigenzeiten oder
soziale Beziehungen sind nicht immer leicht mit dem Beruf des
Polizisten zu vereinbaren. Die Betreuung von Kindern und/oder
die Pflege von Angehörigen erfordern jedoch in besonderem
Maße die Einhaltung regelmäßiger Termine oder eine flexible
Anpassung an die Bedürfnisse der Kinder oder der zu Pflegen-
den.

Vereinbarkeit soll grundsätzlich beiden Geschlechtern zugute

ARBEITSSCHUTZ

Frank Brenscheidt (Mitte):  Es geht um ein erfülltes, vielseitiges
Leben, in dem Tätigkeiten und Aspekte aus den unterschiedlichs-
ten Lebensbereichen nebeneinander stattfinden können und sich
weder zeitlich noch inhaltlich gegenseitig ausschließen.
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kommen. Beide sollen im Beruf gleiche
Möglichkeiten vorfinden und diese auch
tatsächlich nutzen können, ohne dass
dadurch Betreuungs- oder Pflegeauf-
gaben behindert werden.

Wie tragen Arbeit und Familie
zur individuellen Balance bei?

Unter diesen Aspekten diskutierten
mehr als 30 Kolleginnen und Kollegen in
der Arbeitsgruppe „Die optimale work-
life-Balance im Polizeidienst“. Und: wie
können sie selbst aktiv werden, um im Be-
trieb zu einem Klima beizutragen, in dem
die Vereinbarkeit zwischen Arbeit und Le-
ben besser als bisher möglich ist.

Hierbei könnte es sich auch um klei-
ne erste Schritte handeln, wie die Diskus-
sion zeigte:
• Eine Grundvoraussetzung für gute Ver-

einbarkeit ist eine ausreichende Per-
sonaldeckung. Die Kollegen nannten
hier das „Leerstellen-Verhältnis“ und
dass das Lebensalter und die Familien
(Erziehungszeiten) besser in Stellen-
plänen kalkuliert oder faktorisiert wer-
den müssten.

• Neben dem Stellenpool ist die Arbeits-
zeit eine ganz wichtige Stellschraube für
eine bessere Balance. So berichteten die
bayrischen Kollegen von einem funkti-
onierenden flexiblen Arbeitszeitsystem,
wobei die Gestaltung  vor Ort in den
einzelnen Dienststellen geregelt wird
und somit besser die Wünsche der Kol-
leginnen und Kollegen berücksichtigt
werden können.

• Eine wesentliche Aufgabe wird in der
Sensibilisierung der Entscheidungs-
träger gesehen: Weg von der allgemei-
nen Fürsorgepflicht, hin zu einer wirk-
lichen Führungskultur. Familienfreund-
liche Maßnahmen in den Dienststellen
sind schneller und nachhaltiger umsetz-
bar, wenn der Dienstherr und die
Personalverantwortlichen sie unterstüt-
zen und vorantreiben.

liche Pflegetätigkeit im Privatbereich
begründet sein. Gerne würden die Ge-
werkschafter hier Hilfestellung bei
Problemlagen geben.

• Es sollte auf den Dienststellen nach er-
schütternden oder traumatischen Ereig-
nissen eine Möglichkeit zum gemeinsa-
men Aufarbeiten des Erlebten einge-
räumt werden.

• Auch die Arbeitsorganisation bietet
Verbesserungspotenzial. So sollten in
den Dienststellen Informationsboxen
und Ideensammlungen angelegt wer-
den, die im Bedarfsfall (z. B. bei Ein-
tritt einer Pflegesituation) Betroffene
mit allen nötigen Informationen versor-
gen.

• Auf Behördenebene sollten vermehrt
Kooperationen eingegangen werden,
nicht nur mit dem Polizeilichen Sozia-
len Dienst (PSD) sondern auch auf lo-
kaler Ebene z. B. mit Kindergärten und
Pflegeeinrichtungen.

• Nicht zuletzt ist jeder für sein Wohlbe-
finden mit verantwortlich. Ziel muss es
sein, zu einem geeigneten Selbst-
management zu kommen, um alle As-
pekte des Lebens und des Berufes wei-
testgehend in Einklang bringen.

Weiterführenden Fragen konnten aus
Zeitgründen nur am Rande diskutiert
werden: „Mit welchen Widerständen muss
man evtl. im Dienst rechnen? Und wie
kann man auf diese reagieren? Mit wel-
chen Argumenten könnte man die Perso-
nalabteilung bzw. die Führung für das
Thema Vereinbarkeit bzw. Balance zwi-
schen Erwerbsarbeit und außerbetrieb-
lichem Leben gewinnen?

Hier können gewerkschaftliche Weiter-
bildung oder Diskussionen in den Gremi-
en vor Ort die Lücke schließen, um gute
Ansätze in die Praxis zu bringen.

Das DGB-Projekt „Vereinbarkeit von
Familie und Beruf gestalten“ vernetzt
Bildungsangebote im Themenfeld, um
Vereinbarkeit als Querschnittsthema ge-
werkschaftlicher Fort- und Weiterbildung zu
stärken. Auch und gerade bei der betriebli-
chen Umsetzung kommt der GdP eine wich-
tige Rolle zu.              Frank Brenscheidt

www.familie.dgb.de – Vereinbarkeit von
Familie und Beruf gestalten
www.igbce.de – familienbewusste Perso-
nalpolitik
www.beruf-und-familie.de – Hertie-Stif-
tung (Audit)
www.bmfsfj.de – Elterngeld, Frauen und
Beruf
www.erfolgsfaktor-familie.de
www.bmg.bund.de – Pflege

Professor Dr. Hans Jürgen Lange
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    Polizisten haben täg-
lich mit Gewalt zu tun.
Das Gefühl der Hilflo-
sigkeit nimmt zu. Berei-
che der Gesellschaft
werden zunehmend als
fremd angesehen. Der
einzelne Polizist ist oft
überfordert. Er hat sei-
ne Frusterfahrungen
und das Gefühl des
Prügelknaben.

• Die betriebliche Gesundheitsförderung
und das Gesundheitsmanagement so-
wie der Dienstsport sind geeignete In-
strumente in der Behörde, um zu einer
größeren Zufriedenheit und Ausgegli-
chenheit beizutragen.

• Wichtig ist, den Teamgeist zu fördern.
• Oft entstehen Probleme durch mangeln-

de Kommunikation und Transparenz
sowie Informationendefizite zu Pro-
blemlagen von Kolleginnen und Kolle-
gen. So können häufiges Zuspätkom-
men oder Müdigkeit durch eine zusätz-

Professsor Dr. Hans Jürgen Lange
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Krisenintervention
Krisenintervention beginnt nicht erst, wenn ein traumatisierendes Er-
eignis eingetreten ist oder das berühmte Fass bereits übergelaufen
ist. Erich Traphan, selbst in der Krisenintervention tätiger Polizei-
beamter befasst sich seit Jahren beim Landesamt für Ausbildung,
Fortbildung und Personal der Polizei in Nordrhein-Westfalen (vormals
Institut für Aus- und Fortbildung der Polizei NRW) mit dem Thema.
Mit ihm sprach Hans Jürgen Marker.

Seit wann befassen Sie sich mit der
Krisenintervention und wie sind Sie als
Polizist auf dieses Thema gestoßen?

Mitte der 80er Jahre erlebten wir in
unseren Stressbewältigungstrainings
immer wieder Kollegen, die von besonde-
ren Belastungen berichteten, die sie nicht
mehr ruhen ließen.

Die Ursachen – Umgang mit dem plötz-
lichen Tod oder Verletzungen – und die
Beeinträchtigungen, psychosomatische
Symptome, Schlaflosigkeit, Angst etc. wa-
ren vielfältig. Ich erinnere mich noch an
einen Satz: „Ich kann heute noch kein
gebratenes Fleisch riechen oder gar es-
sen.“ Der Kollege kam als Erster zu einer
brennenden Gaststätte, in der mehrere
Menschen verbrannt waren. Ähnliche
Erfahrungen machten der Polizeiseel-
sorger Martin Krolzig in seinen Semina-
ren. Schon zu diesem Zeitpunkt wurde
von uns beiden intensiv das Phänomen
der Posttraumatischen Stressreaktionen
daraufhin erforscht.

Ist diese Arbeit für Sie selbst belastend?
Selbstverständlich. Die Gespräche, Se-

minare und Supervisionsgruppen führen
mir ja immer wieder die seelischen Belas-
tungen der Kolleginnen und Kollegen vor
Augen, im wahrsten Sinne des Wortes, die
Auswirkungen auf ihr Leben und natür-
lich die Schilderungen der belastenden
Ereignisse selbst. Ich bin sicher, nur wenn

ich mich selbst davon berühren lasse, ist
die Begleitung der Betroffenen überhaupt
möglich.

Wie heißt es doch in einem Brief des
Apostel Paulus sinngemäß: Man kann nur

selbst andere Menschen nach belastenden
Ereignissen begleiten.

Besonders intensiv wirkten die ersten
Gruppen- und Einzelgespräche nach post-
traumatischen Stressreaktionen, mit
Sexualermittlern, im Auslandseinsatz in
Mostar und Bosnien.

Was versteht man unter Krisen-
intervention, wann ist eine solche Maß-
nahme sinnvoll, wann ist sie erforderlich?

Immer dann, wenn nach einem beson-
deren Einsatz oder Ereignis die betroffe-
ne Kollegin oder der Kollege sagt, er oder
sie benötige ein Gespräch. Diejenigen, die
Betroffene sind, entscheiden, ob für sie
eine Maßnahme sinnvoll ist. Manchmal ist
das sofort, manchmal auch Tage, Wochen
oder Jahre später.

Deshalb bleibt die Entscheidung bei
den Kollegen.

Zu Beginn ist die Krisenintervention
nichts weiter als ein Gespräch, ein zwi-
schenmenschlicher Austausch. Es darf
nicht zu einer Psychiatrisierung kommen.
Deshalb ist ein gestuftes Begleiten nötig.

dann andere wirklich verstehen und trös-
ten, wenn man vorher schon selber getrös-
tet worden ist.

Gibt es Situationen, in denen Sie selbst
eine Krisenintervention benötigen? Wie
gehen Sie sowie Ihr privates und dienstli-
ches Umfeld damit um?

Ich weiß nicht, ob ich es Krisen-
intervention nennen möchte, aber Gesprä-
che mit vertrauten Personen sind mir
wichtig. Eine Fülle von selbst erlebten
Einsätzen und Ereignissen, dazu die vie-
len Gespräche mit anderen Betroffenen
wühlen auch mich auf, lassen mich
manchmal nicht schlafen und begleiten
mich eine Zeit lang.

Ich glaube, nur weil meine Kollegen,
Betroffene, Freunde, meine Frau das mer-
ken und ich mit ihnen darüber sprechen
kann, kann ich glaubwürdig, authentisch

    Eine Posttraumatische
Stressreaktion ist eine ange-

messene Reaktion einer norma-
len Person auf eine unnormale

Situation.

Erich Traphan

Was bringt eine Krisenintervention?
Sie gibt die Möglichkeit des Gesprächs.

Ich kann meine Belastungen aussprechen,
sie jemandem mitteilen. Ich kann dabei
das Erlebte reflektieren, gedanklich, emo-
tional, spüre alle körperlichen und seeli-
schen Auswirkungen. Ich kann den Bal-
last los werden, meine Nöte teilen. Schon
dabei werden die ersten Selbstheilungs-
kräfte geweckt.

Welche Qualität muss an den Erst-
kontakt zwischen Helfer und Opfer ge-
stellt werden?

Ja, eine viel gestellte Frage, wissen Sie,
da streiten viele unterschiedliche Profes-
sionen miteinander. Qualifikation ist drin-
gend erforderlich. Bei all den unterschied-
lichen Qualifikationen und Professionen
will ich es so sehen:

Wenn alle Ersthelfer ausgebildet sind
als Traumaexperten, als Traumathera-
peuten, als Peers, in CISD oder Mitchell-

Unser Gesprächspartner Erich Traphan:
Fürsorge rechnet sich.

Krisenintervention beginnt nicht
erst, wenn ein traumatisierendes Er-
eignis eingetreten ist. Vorbeugend
sollte
• jeder Polizist (Anm.: Mitarbeiten-

de) über die PTBS-Symptomatik
informiert sein und wissen, wo er
allenfalls Hilfe bekommt,

• jeder Vorgesetzte über die PTBS-
Problematik Bescheid wissen und
sich seiner Verantwortung in der
Nachbearbeitung bewusst sein.
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geschult, oder gar Debriefing- oder
Defusingexperten sind,  haben aber die
Liebe nicht, wäre ich „dröhnendes Erz
oder eine lärmende Pauke.“

Diese Anwendung des 1. Korinther-
briefes Vers. 13 liegt mir aus bitterer Er-
fahrung am Herzen.  Ohne diese Liebe zu
einem Betroffenen wird jedes Gespräch
enttäuschend sein.  Eine Grundqualität
wird in dem Text der Polizei San Francisco
deutlich (siehe oben).

Müssen Ersthelfer Polizisten sein oder
müssen sie sich wenigstens im Polizeiberuf
auskennen?

Meine Erfahrung ist, dass es von Vorteil
ist, wenn man den Polizeiberuf kennt, der
Betroffene spürt, dass ich etwas vom Be-
ruf verstehe, seinen Sprachgebrauch ken-
ne, sowohl konkret als auch im übertrage-
nen Sinne. Er spürt: der versteht mich.

Ist das Zusammenwirken verschiede-

ner Institutionen in der Kriseninterven-
tion sinnvoll oder gar erforderlich?

Wenn dadurch der Betroffene nicht
zum Subjekt der Betreuer gemacht wird,
ist es von Vorteil. Beispiel: Ein Kollege in
der Todesermittlung hat durch eine Ähn-
lichkeit von dienstlichem Erleben und der
familiären Situation Probleme in der Fa-
milie. Ist das eine Stressreaktion, die in
einem Stressseminar noch bearbeitet wer-
den kann? Oder ist es schon eine thera-
piebedüftige Erkrankung? (Störung i.S.
von DSM IV oder ICD10)? Wenn ich
nicht sicher bin, ist die Zusammenarbeit
mit der Traumaambulanz erforderlich und
bei uns möglich. Oft ist auch reine Seel-
sorge die beste Lösung.

Die Zusammenarbeit ist i.S. der Betrof-
fenen unbedingt notwendig. Von daher
bedauere ich die vielen nebeneinander
laufenden Strukturen.

Ausdrücklich möchte ich nicht nur In-
stitutionen ansprechen; hier ist das Zu-

sammenwirken von Kollegen, Führungs-
kräften und Familienangehörigen erfor-
derlich. Der Umgang mit Betroffenen ist
eine nicht delegierbare Führungsaufgabe.

Kann eine Krisenintervention eine dro-
hende PTBS verhindern?

Eindeutig ja! Dies ist einmal durch
Forschungsergebnisse belegt. Die eigenen
Erfahrungen sprechen eindeutig dafür.

Haben Betroffene die Möglichkeit,
über ihre Belastungen, über das Ereignis
zu reden, sie für sich anzunehmen und in
ihr Leben zu integrieren, ist die Wahr-
scheinlichkeit, dass sich ein Krankheits-
bild entwickelt eindeutig geringer. Inten-
siv habe ich dies erlebt bei der allgemei-
nen Nachbereitung von Auslandsein-
sätzen und bei besonderen Erlebnissen im
Auslandseinsatz.

Dies ist eine menschliche Verpflichtung.
Für den Arbeitgeber aber noch viel in-

teressanter ist der ökonomische Aspekt.
Hier können viele Krankheitskosten,
Arbeitsausfallkosten etc. gespart werden.
Um so unverständlicher, wie in einigen
Bereichen diesem Thema nicht die nötige
Aufmerksamkeit gewidmet wird.

Gibt es flächendeckend in Deutschland
ein System der Krisenintervention in der
Polizei?

Das kann ich nicht beantworten. Nach
meinem Kenntnisstand  wird Krisen-
intervention in den Bundesländern sehr
unterschiedlich gehandhabt.

Wie sieht das reale Bild in Deutschland
aus?

Äußerst heterogen, es gibt sehr unter-
schiedliche inhaltliche Ansatzpunkte und
nochmals sehr unterschiedlich organisa-
torische Gegebenheiten.

Real ist auch noch viel Unverständnis
für die Situation der Betroffenen.

Wie stellt sich die Versorgungssituation
in NRW dar. Hat NRW „Mustercha-
rakter“?

Mustercharakter wäre sicher ein zu
hoher Anspruch.

Es gibt ein Kriseninterventionsteam
(PDV 100 Anlage D), dadurch wird ein
Teilbereich des Bedarfs abgedeckt, aber
eben nur ein Teilbereich.  Es gibt am
LAFP die Stressbewältigungstrainings,
Seminare für Todesermittler und Sexu-
alermittler; es gibt ein Angebot für Kolle-
ginnen und Kollegen die sich unabhängig
von der Art des Ereignisses oder der zeit-
lichen Komponente zu einem Seminar
melden können. Das wird bei Bedarf ak-
tuell angeboten. Hierzu gehören auch

ARBEITSSCHUTZ
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Krisenintervention setzt zeitlich unmittelbar im An-
schluss an das Erleben einer traumatischen Situation an. Ist
der Zeitversatz zwischen Erlebnis und Beginn der
Aufarbeitung zu groß, kann sich eine Posttraumatische
Belastungsstörung herausbilden und im schlimmsten Fall
manifestieren.

Die GdP hat sich dafür stark gemacht, die spezielle Situ-
ation der Polizeibeamtinnen und -beamten, die sich in we-
sentlichen Details von der anderer Berufsgruppen unter-
scheidet, näher zu beleuchten.

Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin
hat einen diesbezüglichen Vorschlag der GdP gerne aufge-
griffen und ein auf die Polizei zugeschnittenes Forschungs-
projekt ins Leben gerufen – und finanziert.

Konkret ging es bei diesem Projekt um die Aufarbeitung
der Konfrontationen mit Notfallsituationen, in denen
menschliches Leid oder Gewalt auf die Beschäftigten in der
Polizei einwirkt, wie schnell und wie professionell solche
Situationen durch Fachkräfte angegangen werden und wel-
che Möglichkeiten gegeben sind, die Polizisten auf solche
Situationen vorzubereiten.

Die Arbeiten der Forschungsnehmer, einem Konsortium
aus Universitätsklinikum Münster und dem damaligen Ins-
titut für Aus- und Fortbildung der Polizei in Nordrhein-
Westfalen sind nunmehr abgeschlossen, die Ergebnisse lie-
gen vor. Die Analyse der Sachstandserhebung hat interes-
sante Ergebnisse zu Tage gebracht, die Eingang in die Ab-
lauforganisation der Polizei finden müssen.

Für die Akutphase des Nachsorgebereichs wurde ein
internetbasiertes Instrument entwickelt, das jedem Betrof-
fenen die Möglichkeit eröffnet, anhand eines interaktiven
Fragebogens, erste Hinweise zu erhalten, ob aufgrund ei-
nes bestimmten Erlebnisses die Möglichkeit besteht, dass
sich eine Posttraumatische Belastungsstörung ausbilden
könnte. Das Programm macht dann Vorschläge für das wei-
tere Vorgehen, angefangen vom Gespräch mit einem Ver-
trauten bis hin zur Empfehlung, eine Therapie zu beginnen.

Hans-Jürgen Marker

Forschungsprojekt zur
PTBS-Prävention

Einzelgespräche. Dies wird durch qualifizierte Peers durchge-
führt.

Bei Bedarf können Betroffene in fachliche Begleitung oder
Therapien vermittelt werden.

Viel wichtiger scheint mir: Führungskräfte vor Ort müssen
informiert sein, sie müssen die seelischen Auswirkungen ken-
nen, sie müssen Kenntnisse über Traumata haben, sie müssen
Erstgespräche vor Ort führen können. Die Betroffenen nach
Hause zu schicken mit den Worten: „Erholen sie sich erst einmal,
gehen sie zum Polizeiarzt“ etc. das ist nicht das, was Betroffene
in der Situation brauchen.

Die Erkenntnisse der Neurowissenschaften, gerade bezogen
auf PTBS, müssen Verantwortungsträgern vermittelt werden.

Alle möglichen Betroffenen müssen in ihrer Ausbildung als
Primär-Prävention die Kenntnisse über Posttraumtische



16  6 – 2008 Deutsche Polizei

ARBEITSSCHUTZ

Belastungsstörungen vermittelt werden.
Sie müssen wissen: Eine Posttraumatische
Stressreaktion ist eine angemessene Re-
aktion einer normalen Person auf eine un-
normale Situation. Vor dem Hintergrund
neuester neurowissenschaftlicher Er-
kenntnisse verhindert das in vielen Fäl-
len die Entwicklung eines Krankheitsbil-
des.

Was schlagen Sie hinsichtlich einer
umfassenden Abdeckung des möglichen
Bedarfs in Deutschland vor?

Da bleibe ich bescheiden. Selbst die
Vorschläge im eigenen Bundesland sind
noch nicht umgesetzt, Erkenntnisse wer-
den nicht beachtet. Ich bin froh, dass sich
bundesweit  überall etwas bewegt zu die-
sem Thema. Die Not der fehlenden An-
gebote führt schon in vielfältiger Weise zu
Selbsthilfegruppen. Das ist gut so, denn

die Betroffenen sind Fachleute; sie soll-
ten nur von außen begleitet werden. Sie
sich selbst zu überlassen halte ich aber für
fatal.

Ist es erforderlich, eine Art standardi-
siertes Berufsbild für Ersthelfer zu entwi-
ckeln?

Das ist bei dieser Bewegung sicherlich
erforderlich. Es gibt schon ein buntes Trei-
ben von Peers, Notfallseelsorgern, Psycho-
logen, Psychotherapeuten, Pfarrern, die
dann noch mit unterschiedlichen Metho-
den, die sie teilweise für absolut gültig hal-
ten, „den Markt“ bedienen. Da be-
schleicht mich oft  der Gedanke an den
Terrorismus der Betreuung. So manches
persönliche Erleben bei Einsätzen oder
Großschadensereignissen hat mich er-
schreckt oder gar abgestoßen.  Da werden
Einsatzkräfte und Betroffene schnell zu

Objekten der unterschiedlichsten Betreu-
ung.

Macht es Sinn, über den Tellerrand hi-
naus ins Ausland zu schauen, um von dort
zu lernen?

Ja sicher. Erst einmal muss nicht jedes
Rad neu erfunden werden. Zu Beginn des
Auslandseinsatzes auf dem Balkan habe
ich viel gelernt in den Niederlanden, von
den Skandinaviern. Die USA und die Is-
raelis hatten schon hervorragende
Forschungsergebnisse für unsere Belange.
Wir arbeiten auch jetzt noch eng zusam-
men mit dem Institut für Psychotrau-
matologie in der Schweiz.

Aber auch im Inland gibt es gute und
bewährte Verfahren, so die „Personen-
orientierte Erlebnis – Einsatz – Nachbe-
reitung“ (PEN).

Vielen Dank für das Gespräch.

Notfallpsychologie, Notfallseelsorge
und Trauerbegleitung sind „in“. In den
letzten Jahren hat die Notfallpsychologie
bei Trauma und Trauer einen immer hö-
heren Stellenwert erhalten.

Ja, manchmal werden Menschen schon
zu Objekten der Betreuung. Auch Veröf-
fentlichungen hierzu mehren sich. Meist
sind es Ratgeber oder wissenschaftliche
Veröffentlichungen, die sich mit dem The-
ma „Trauer“ und „Trauma“ auseinander-
setzen. Der Fokus in dieser Art von Ver-

Das Leben ist
eine „Wunde,
in der eine
Rose blüht“
Ein Roman zeigt, wie
Trauer und Trauma sich
in der Kreativität des Le-
bens entwickeln.

öffentlichungen, und auch der Begriff
„Notfall“ im Wort „Notfallpsychologie“
suggeriert diesen Zeitpunkt, immer auf
Fragen angelegt, die den Zeitpunkt der
„Not“ – also, wenn gewissermaßen „das
Kind schon in den Brunnen gefallen ist“
– anzielen. Das ist aber eine einschränken-
de Sicht, denn Trauer- und Trauer-
situationen stehen immer schon in einem
Vorfeld des Lebens derer, die sie erleben,
und schon in diesem Vorfeld des Lebens
– ihre Lebens- und Handlungsmög-
lichkeiten – liegen die Wurzeln der Bewäl-
tigung von Trauer und Trauma. Notfall-
Psychologie und Notfall-Seelsorge alleine
greifen da etwas kurz ...

Die Kreativitätspotenziale von Men-
schen in Trauer und/ oder Trauma sind
schon vor ihrem „Notfall“ mehr oder we-
niger im Fluss und entscheiden wesentlich
mit über die Bewältigung der Ereignisse.
Beides steht in einem engen Zusammen-
hang.

Deshalb ist insbesondere in Berufen
mit solch belastenden Situationen die Zeit
vorher zu nutzen.

Wie aber in der Bewältigung von Trau-
er und Trauma die Kreativität in Fluss
kommen kann, zeigt der „Trauerroman“
des Kollegen Dirk Scholz von der Bun-
despolizei, der jetzt unter dem Titel „Red
Rocks – White Clouds. Roman eines Le-
bens durch Trauer“ im Hospiz-Verlag neu
erschienen ist. Hauptkommissar Scholz
zeigt autobiografisch, dass der Tod eines
geliebten Menschen dem alten Leben eine
völlig neue Richtung geben und Anlass

sein kann für ein richtig spannendes
„Roadmovie“ in Romanform. Was als
USA-Reise beginnt, entwickelt sich zu
einer rasanten Story über Aufstieg und
Fall eines Country-Stars. Im Mittelpunkt
der Geschichte steht das deutsche Ehe-
paar Sandra und David Müller, die vor
fünf Jahren ihre einzige Tochter Maya ver-

loren haben und
seitdem Selbst-
hilfegruppen ge-
gründet sowie sich
zu ausgebildeten
Trauerbegleitern
qualifiziert haben.
Auf ihrer Reise zu
den „Red Rocks“,
den roten Sand-
steinfelsen der
Rocky Mountains,
entdeckt David
Müller während
eines Karaoke-

Wettbewerbs in einer amerikanischen Bar
sein besonderes Talent: Er kann singen
und Gitarre spielen wie ein Western- und
Country-Star, was zu seiner Entdeckung
durch einen Produzenten aus der
„Country-Hauptstadt“ Nashville führt.

Der Roman ist die literarische Darstel-
lung dessen, was man in den Trauer-
theorien als Prozess des „Relearnings“ be-
zeichnet. Hauptkommissar Scholz
schreibt dabei aus persönlicher Erfahrung
heraus: Seine Frau und er haben ihr einzi-
ges Kind verloren und unter dem Dach
der „Verwaisten Eltern“ eine Selbsthilfe-
gruppe gebildet. Der Roman enthält vie-
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le autobiografische Elemente, zu denen
auch die Country-Begeisterung des Au-
tors zählt. Die Geschichte ist allerdings
weit mehr als ein Erfahrungsbericht: In
erster Linie ist es ein spannender Roman,
der den Leser einlädt, in der Magie der
Country- und Westernmusik das eigene

Leben selbst zu entdecken. „Red Rocks –
White Clouds“ ist ein leidenschaftlich ge-
schriebener Trauerroman mit einer fes-
selnden Geschichte, die trotz aller Rasanz
immer glaubwürdig wirkt und den Leser
vor Augen zu führen vermag, welche Di-
mensionen die Umwälzung des alten Le-

bens durch die Bewältigung von Trauer
und Trauma hindurch annehmen kann.

Erich Traphan, EPHK
Red Rocks – White Clouds. Roman ei-
nes Lebens durch Trauer, Dirk Scholz,
Hospiz Verlag, 2007, 263 Seiten,
18,90 Euro, ISBN-13 9783981124071
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Das Arbeitsgericht Berlin hat am
6.5.2008 ein grundlegendes Urteil gefällt,
das erstmalig auch für den Bereich der
Polizei den dort beschäftigten Arbeitneh-
mern unumwunden ein Streikrecht ein-
räumt, wenn eine Notdienstvereinbarung

vorliegt.  Hintergrund der Angelegenheit
war, dass die Gewerkschaften anlässlich
eines Warnstreiks im Februar 2008 mit
dem Polizeipräsidenten in Berlin eine
Notdienstvereinbarung abgeschlossen
hatten, die u.a. besagt, dass für zwei Be-

STREIKRECHT

Arbeitsgericht Berlin festigt
Streikrecht im Bereich der

Berliner Polizei!
reiche beim Polizeipräsidenten in Berlin
(Zentraler Objektschutz und Gefangen-
enbewachung) eine bestimmte Anzahl
von Beschäftigten zu Notdiensten heran-
gezogen werden können. Diese Vereinba-
rung kam auf Druck des Landesarbeits-

gerichts Berlin-Brandenburg (LAG Bln./
Bbg. 19 Ta 335/08) zustande. Dieses Ge-
richt hatte den Parteien deutlich gemacht,
dass zum einen auch in Sicherheits-
bereichen wie der Polizei Art. 9 Abs. 3 GG
zu gelten hat, d. h., dass die dortigen Ar-

Eine klare Aussage                          Fotos: Wilfried Püschel
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beitnehmer auch in einen Streik treten
können. Wegen der Besonderheiten im
Sicherheitsbereich haben die Parteien
allerdings zum anderen vor Streikbeginn,
die rechtliche Pflicht, eine Notdienst-
vereinbarung abzuschließen.

Für den sich dann allerdings Ende
April/Anfang Mai 2008 abzeichnenden
unbefristeten Streik konnten die Gewerk-
schaften und der Polizeipräsident Berlin
zu keiner Notdienstvereinbarung gelan-
gen. Dies lag daran, dass der Polizeipräsi-
dent in Berlin für den unbefristeten Streik
ganze Bereiche einseitig zu Notdiensten
verpflichten wollte. Die Gewerkschaften
konnten dies nur als Provokation verste-
hen und aus ihrem Selbstverständnis
heraus keiner Notdienstvereinbarung zu-
stimmen, in der ganze Bereiche vollstän-
dig zu Notdiensten herangezogen werden
sollten. Bereits im Rahmen dieser Ver-
handlungen machten die Bevollmächtig-
ten der Gewerkschaften darauf aufmerk-
sam, dass nach ihrer Rechtsauffassung
auch Beamte für Notdienste herangezo-
gen werden können. Unabhängig davon
scheiterten allerdings diese Verhandlun-
gen. Nach der erfolgten Urabstimmung
teilte die Gewerkschaft der Polizei,
Landesbezirk Berlin dem Polizeipräsiden-
ten mit, dass sie am 30. April 2008 den
unbefristeten Streik in den Bereichen
Zentraler Objektschutz und Gefangenen-
bewachung beginnt. Die Reaktion des Po-
lizeipräsidenten in Berlin war die, dass
dieser alle Beschäftigten des Bereiches
Zentraler Objektschutz und fast alle Be-
schäftigten des Bereiches Gefangenen-
bewachung einseitig zu Notdiensten ver-
pflichtete. Dies kann keine Gewerkschaft
hinnehmen, sodass die GdP beim Arbeits-
gericht Berlin eine einstweilige Verfügung
beantragte. Die Anträge waren darauf ge-
richtet, dass der Polizeipräsident in Berlin
über die bereits anlässlich des Warnstreiks
vereinbarte Anzahl von Beschäftigten
keine weiteren Beschäftigten zu Not-
diensten verpflichten konnte. Gleiches
galt auch für im Rahmen der Verhandlun-
gen zur Notdienstvereinbarung für einen
unbefristeten Streik bereits erzielte Über-
einstimmung für einzelne Bereiche der
Polizei. Das Arbeitsgericht Berlin erließ
dann auch eine entsprechende einstweili-
ge Verfügung, weil es die Positionen der
Gewerkschaften, insbesondere aus der
Sicht des Art. 9 Abs. 3 GG, für zutreffend
hielt.

Gegen diese einstweilige Verfügung
legte der Polizeipräsident in Berlin Wider-
spruch ein. Er versuchte zu begründen,
dass es zu dem Zeitpunkt, in dem der
Streik geplant war, sowohl aus der Sicht

des Einsatzgeschehens als auch aus recht-
lichen und tatsächlichen Gründen nicht
hinnehmbar sei, in bestimmten seiner
Verantwortungsbereiche in einem solchen
Umfang, wie in der Notdienstverein-
barung zum Warnstreik niedergeschrie-

ben, zu streiken. Es entstand allerdings der
Eindruck, dass man aufseiten des Polizei-
präsidenten in Berlin lediglich zu bequem
war, sich neben Sicherheitsaspekten auch
einmal mit dem  Art. 9 Abs. 3 GG zu be-
schäftigen. Dies umso mehr, als vor der
vollen Souveränität Deutschlands für
Berlin ein volles Streikverbot galt. Diese
schönen Zeiten sind jedoch vorbei.
Überall dort in Deutschland, wo Arbeit-
nehmer beschäftigt sind, können diese
über ihre Gewerkschaften aus Art. 9 Abs.
3 GG ihre Rechte wahrnehmen – auch in
Sicherheitsbereichen. Es ist nicht Aufga-
be der Gewerkschaften, die zu einem
Streik aufrufen, sich darüber Gedanken
zu machen, wer ggf. und wo die Tätigkei-

ten eines streikenden Kollegen wahr-
nimmt. Dies ist Aufgabe der Arbeitgeber.

Dies hat offensichtlich auch das Ar-
beitsgericht Berlin in seinem Urteil vom
6. Mai 2008 so gesehen, in dem es den
Arbeitgeber Land Berlin darauf hinwies,
dass das Land auch seine Beamten zu
Notdienstarbeiten heranziehen kann. Die
kleinlichen und untauglichen Versuche,
über weitgehende, einseitige Notdienst-
verpflichtungen des Arbeitgebers das
Streikrecht, welches grundrechtlich gesi-
chert ist und nebenbei bemerkt im wei-
testen Sinne ein Freiheitsrecht darstellt,
auszuhebeln, waren gescheitert. In der ge-
genwärtigen Diskussion um das Span-
nungsverhältnis zwischen Freiheitsrech-
ten und innerer Sicherheit kann insoweit
nur gelten: soviel Freiheit wie möglich und
soviel Sicherheit wie unbedingt nötig.

Sowohl das Bundesverfassungsgericht
( z. B. in seiner Entscheidung zur Online-
Durchsuchung) als auch das Arbeitsge-
richt Berlin in seiner Entscheidung vom
6.5.2008 unter dem Gesch.Z.: 59 Ga 6988/
08 haben die Freiheitsrechte nachhaltig-
gestärkt. Es ist wohltuend, dass sich der
rechtsstaatliche Gedanke letztendlich
durchsetzt. Allerdings sei zur Entschei-
dung des Arbeitsgerichts Berlin noch an-
gemerkt, dass noch offen ist, ob das Land
Berlin in Berufung gehen wird. Für unse-
re streikenden Kolleginnen und Kollegen
kommt das vorgenannte Urteil jedoch zur
rechten Zeit.

Joachim Tetzner

Ohne Worte

Die Stimmenzettel der Urabstimmung werden ausgezählt

STREIKRECHT
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Elterngeld und Erziehungszeit sollen
Männern und Frauen die Entscheidung
für ein Kind erleichtern – besonders dann,
wenn sie berufstätig sind. Daher stehen
diese Regelungen im Mittelpunkt des
neuen Ratgebers, mit dem die GdP wer-
dende Eltern im Kreis unserer Kollegin-
nen und Kollegen bei ihren (finanziellen)
Planungen für diese neue Lebens-Phase
unterstützen möchte.

Vielleicht kann der Ratgeber auch An-
regungen geben, Erwerbstätigkeit und
Familienarbeit besser miteinander zu ver-
einbaren, indem er Beschäftigten, Beam-
tinnen und Beamten in der Praxis bewähr-
te Modelle vorstellt. Für spezielle Fragen
stehen die Kolleginnen und Kollegen der
GdP vor Ort, im Personalrat und in den
Geschäftsstellen gern zu Verfügung.

Sicher wird dieser kleine Ratgeber ei-
nige Fragen im Vorfeld der Geburt eines
Kindes beantworten. Darüber hinaus
kann er auch Anlass sein, miteinander ins
Gespräch zu kommen über die bestehen-
den Möglichkeiten und konkreten Ideen,
wie Beruf und Familie besser in Einklang
zu bringen sind. Denn der Polizeiberuf mit
seinen hohen Anforderungen und enor-
men Belastungen bringt hier ganz spezi-
elle Probleme mit sich – darüber sollten
wir in Polizei und Gewerkschaft sprechen,
denn wir brauchen Lösungen.

Der Ratgeber kann über die Landes-
bezirke und Bezirke bezogen werden. Er
steht auch unter www.gdp.de im Mit-
gliederbereich/Ressort Sozialpolitik zur
Verfügung.                                        weu

GDP-ELTERNRATGEBER

Elterngeld im Mittelpunkt



22  6 – 2008 Deutsche Polizei

TARIFPOLITIK

4. Tarifpolitische Konferenz der GdP
Die 4. Tarifpolitische Konferenz der Ge-

werkschaft der Polizei fand am 28./29. April
2008 im Kongresshotel Am Templiner See
in Potsdam statt; ca. 100 Teilnehmerinnen
und Teilnehmer – Mitglieder der Großen
Tarifkommission und Vertreterinnen und
Vertreter der Bezirke und Landesbezirke
– nahmen daran teil.

Der GdP-Bundesvorsitzende Konrad
Freiberg wies während der Begrüßung u.
a. auf die besondere Bedeutung des Tarif-
bereichs in der Gewerkschaft der Polizei
hin und dankte den Kolleginnen und Kol-
legen, die sich an den Aktionen, Demons-
trationen und Warnstreiks in der Tarif-
runde von Bund und Kommunen aktiv
beteiligt und damit zum Erfolg dieser Ein-
kommensrunde beigetragen haben, ganz
herzlich.

Kerstin Philipp, stellv. GdP-Bundesvor-
sitzende und im Geschäftsführenden Bun-
desvorstand zuständig für Tarifpolitik, er-

läuterte  in ihrer Funktion als Berliner
Vertreterin die aktuelle Tarifsituation in
Berlin, wo zur gleichen Zeit die Urabstim-
mungen zum Streik im öffentlichen Dienst
liefen (die Streiks begannen am 30. April
2008, die Red.). In Berlin  – seit Mitte der
neunziger  Jahre nicht mehr Mitglied in
der Tarifgemeinschaft der Länder (TdL)

–  geht es um die Übernahme der Tarif-
ergebnisse der Länder. Durch den beste-
henden Anwendungstarifvertrag und der
damit verbundenen Absenkung der Ge-
hälter um acht, zehn oder zwölf Prozent,
haben die Berliner Kolleginnen und Kol-
legen seit Jahren keine Einkommens-
erhöhungen mehr erhalten.

Nach dem anschließenden Vortrag des
Kollegen Andres Gehrke, Tarif-
koordinator bei ver.di,  diskutierten die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer der
Tarifpolitischen Konferenz mit dem Re-
ferenten, die gerade – ohne Streik – abge-
schlossene Tarifrunde 2008 bei Bund und
VKA und insbesondere deren Auswirkun-
gen auf die im nächsten Jahr anstehende
Einkommensrunde mit den Ländern
(TdL). Kollege Gehrke gab darüber hin-
aus einen Ausblick über die noch in die-
sem Jahr anstehenden bzw. vorzubereiten-
den Tarifthemen wie Entgeltordnung,
VBL-Verhandlungen, Vorbereitung der
Einkommensrunde 2009 in den Ländern
sowie den beginnenden Redaktions-

verhandlungen nach dem Tarifabschluss
bei Bund und Kommunen.

Einen informativen „Rundumschlag“
um die aktuellen sozialpolitische Themen
– Rente, Pflege, Gesundheit – machte der
DGB-Vertreter, Dr. Heinz Stapf-Finé,
Abteilung Sozialpolitik. Es schloss sich
eine intensive Debatte um die Zukunft

der Sozialversicherung und dem soge-
nannten Generationenvertrag an.

Der zweite Tag der Veranstaltung war
der Thematik Facility Management/Priva-
tisierung öffentlicher Dienstleistungen ge-
widmet. Elke Gündner-Ede, für den Be-
reich „Polizeiverwaltung“ verantwortli-
ches Mitglied des Geschäftsführenden
GdP-Bundesvorstands, kritisierte, dass der
Staat sich als Eigentümer und Verwalter
von Immobilien und Grundstücken zu-
rückziehe. Es werde von der Politik als

Unter der Leitung von Moderatorin Petra
Schwarz (r.) stellten sich die Referenten in
der Podiumsdiskussion auch den Fragen der
Teilnehmerinnen und Teilnehmer. v. l. Ralf
Trümner, Rechtsanwalt, Rüdiger Maas, Vor-
sitzender des Personalrats und des Gesamt-
personalrats der Bundespolizeiakademie
und Sven Lemiss, Geschäftsführer der Berli-
ner Immobilienmanagement GmbH (BIM
GmbH).

Kerstin Philipp,
stellvertreten-
de GdP-Bundes-
vorsitzende und
im GBV zustän-
dig für Tarif-
politik.

Fotos (2):
Rüdiger
Holecek
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Erfolg verkauft, doch sehe das im Polizei-
alltag etwas anders aus.

Dies führe wiederum zu gravierenden
organisatorischen und personellen Verän-
derungen, beispielsweise bei Gebäude-
management, Gebäudesicherheit, Ge-
bäudereinigung, Modernisierung und In-
standhaltung von Gebäuden, Essens-
und Getränkeversorgung (Küchen),
Transportleistungen (Fahrdienste) sowie
mechanischen und elektrischen Repara-
turen (Werkstätten).  Der Staat als Mie-
ter seiner Liegenschaften wolle Geld für
die Unterhaltungskosten sparen. Gün-
dner-Ede: „Feststellbar ist ein Rückbau
des Staates auf seine Kernfunktionen.“
Leistungstiefen würden neu bestimmt,
marktfähige Teilbereiche privatisiert.

Die GdP fordere, den Tarif- und
Verwaltungsbereich der Polizei als Assis-
tenz für den Vollzug nicht nur zu erhal-
ten, sondern weiter auszubauen. Dies si-
chere den Service-Standard für den Bür-
ger und setze Exekutivpersonal für exe-

kutiv geprägte Tätigkeiten frei. Die Poli-
zei benötige die Einheit der Polizei – Voll-
zug und Verwaltung.

Grundsätzlich positiv bewertete Sven
Lemiss, Geschäftsführer der Berliner
Immobilienmanagement GmbH (BIM
GmbH), dagegen in seinem Vortrag die
Auswirkungen der Verlagerungen von
Dienstleistungen auf private Dienste.
Die BIM GmbH arbeite mit der Berliner
Polizei zusammen, die davon grundsätz-
lich profitiere. So ergäben sich durch die
Kenntnis des Gesamtbestandes von Ber-
liner Verwaltungsimmobilien auch für die
Polizei neue Optionen für die Unterbrin-
gung in polizeistrategisch günstigen Stadt-
gebieten.

Rüdiger Maas, Vorsitzender des Perso-
nalrats und des Gesamtpersonalrats der
Bundespolizeiakademie stellte in seinem
Referat die aus seiner Sicht noch offenen
personalvertretungsrechtlichen Fragen

bei der Übertragung bundespolizeilicher
Liegenschaften und der dazugehörigen
Aufgaben an die Bundesanstalt für
Immobilienaufgaben (BImA). So sei zu
prüfen, ob die Übertragung und deren
personelle Auswirkung der Mitbestim-
mung bzw. Mitwirkung unterliege. Ebenso
müsse geklärt werden, welche personal-
vertretungsrechtliche Zuständigkeit im
Falle der Personalgestellung bestehe.
Letztlich gehe es auch darum, wie der
Abschluss und die Gültigkeit von Dienst-
vereinbarungen geregelt würden.

Für Rechtsanwalt Ralf Trümner, der
das abschließende Referat hielt, sei hin-
sichtlich der Wahrnehmung der auf die
BIM übertragenen Aufgaben des Facility
Management ein zunächst eigenartig an-
mutendes Personalkonzept geschaffen
worden. Das Bundesinnenministerium
bzw. die Bundespolizei fungiere, so
Trümner, hiernach im großen Stil als Ver-
leiher von Arbeitskräften.

Alberdina Körner

TARIFPOLITIK

WAFFENRECHT

Innenminister folgen GdP-Vorschlag:
Waffenregister wird geprüft

Jahrelang kannten die Innenminister und -senatoren der Länder nur eine
Antwort: „Bringt nichts, zu teuer“. Gemeint ist das zentrale Waffen-
register, das die GdP im Zusammenhang mit dem Waffenrecht seit Jah-
ren fordert. Jetzt hat sich gezeigt, dass das Bohren dicker Bretter doch
etwas nützt: Die Innenministerkonferenz hat auf ihrer Sitzung Mitte April
beschlossen, die Einrichtung eines Waffenregisters zu prüfen.

Die Situation schon seit vielen Jahren
paradox: jede waffenbesitzkartenpflich-
tige Schusswaffe (das sind bis auf Alter-
tümchen mit Konstruktionsjahr vor 1871
fast alle) ist bei der örtlichen Waffen-
rechtsbehörde penibel registriert, und
zwar seit Inkrafttreten des bundesweit
geltenden Waffengesetzes 1972, noch
einmal ergänzt 1976. Das sind also
inzwischen mehr als 30 Jahre, seit dem der
private Waffenbesitz registriert ist. Mit
einem Erfolg, der sich durchaus sehen las-
sen kann:

Seither sind Straftaten, bei denen ge-
schossen wurde, erheblich zurückgegan-
gen. Wurde 1972 noch über 12.000mal von
Straftätern geschossen, ging die Zahl
(trotz größeren Erfassungsgebietes auf-
grund der Wiedervereinigung) auf rund

5.000 im Jahr 2006 zurück. Genau umge-
kehrt die Entwicklung bei Straftaten, bei
denen mit einer Schusswaffe gedroht wur-
de: Diese Zahl hat sich im selben Zeit-
raum fast verdreifacht. Der Grund für die-

ren eine Waffenregistrierung, aber kein
zentrales Waffenregister. In keinem Bun-
desland kann exakt angegeben werden,
wie viele Waffen in Privatbesitz sind, um
welche Waffenarten es sich handelt usw.
Der Grund hierfür liegt darin, dass es in
den Ländern unterschiedliche EDV-Pro-
gramme für die Erfassung gibt, z. B. in
NRW sogar zwei Programme, die aber
nicht kompatibel sind. In wiederum ande-
ren Bundesländern wird der private Waf-
fenbesitz sogar noch auf Karteikarten er-
fasst.

In Deutschland gibt es seit über 30 Jahren eine Waffen-
registrierung, aber kein zentrales Waffenregister.

se Entwicklung ist ganz einfach: Während
die Registrierung scharfer Waffen in Pri-
vatbesitz den grauen und den schwarzen
Markt erheblich eingeschränkt hat, stieg
die Verfügbarkeit frei zu erwerbender
Gaspistolen oder anderer Imitatwaffen,
deren Drohpotenzial durchaus für Raub-
delikte wie z. B. Banküberfälle ausreicht.

In Deutschland gibt es seit über 30 Jah-

 Die Folgen für die polizeiliche
Ermittlungsarbeit sind schnell beschrie-
ben: Nehmen wir an, es wird irgendwo
eine Schusswaffe aufgefunden, egal, ob als
Tatmittel oder als schlichte Fundsache.
Eines ist problemlos möglich: Man kann
in der Sachfahndungsdatei nachsehen, ob
die Waffe als gestohlen einliegt. Das ist der
einfachste Fall, der damit auch gelöst ist,
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was die Herkunft der Waffe angeht. Wenn
dies nicht der Fall ist, bleibt in dem Bun-
desland, in dem die Waffe gefunden wur-
de, nur übrig, eine landesweite Recherche
über die Waffenrechtsbehörden zu starten.
Das kann – siehe die unterschiedliche
Registrierungspraxis – dauern. Führt dies
zu keinem Ergebnis, ist die Suche unter
Amtshilfe in anderen Bundesländern
praktisch unmöglich.

Daher bleibt nur übrig, sich an den
Hersteller der Waffe zu wenden, weil ja
jede Waffe irgendwann einmal legal sei-
nen Weg in den Besitz einer Person/Insti-
tution/Händler usw. gefunden hat. Dann
muss die gesamte Kette der Besitzwech-

Waffenrichtlinie das neue Waffengesetz
bestimmte Kennzeichnungspflichten (von
denen Sammlerwaffen ausgenommen
sind) einführt. Das hat den Vorteil, dass
man nicht mehr eine Umfrage quer durch
Europa starten muss, sondern aufgrund
der Kennzeichnung dann eine gezielte
Recherche im Herkunftsland anstellen
kann.

 Es geht also darum festzustellen, wann
und unter welchen Umständen aus einer
legalen Waffe eine Illegale geworden ist.
Das ist der Kern: Ein Waffenregister gibt
die Möglichkeit, den Weg einer Waffe von
seiner Herstellung bis zum letzten lega-
len Besitzer zu verfolgen. In der langfris-
tigen Perspektive führt dies dazu, dass

Das ist der Kern: Ein Waffenregister gibt die Möglichkeit, den
Weg einer Waffe von seiner Herstellung bis zum letzten legalen
Besitzer zu verfolgen.

enormen Kosten. Denn zunächst muss
man sich auf ein gemeinsames EDV-Sys-
tem einigen, das es dann anzuschaffen gilt.
Zugleich muss man sich auf einheitliche
Erfassungskriterien für die diversen
Schusswaffenarten einigen. Das ist ganz
wichtig. Beispiel: Man kann eine Flinte als
„Doppelflinte“ registrieren, aber auch als
„Querflinte“. Technisch ist das dasselbe,
aber die EDV verträgt nur einen Begriff,
sonst kommt hinterher bei der Zusam-
menstellung des bundesweit vorhandenen
Waffenbesitzes Unsinn heraus.

Die derzeitige Situation, dass der Staat
bundesweit dümmer da steht, als er wirk-
lich ist, haben die Innenminister sich selbst
zuzuschreiben. Sie haben stets nur die
Kostenseite gesehen, nicht aber die Mög-
lichkeiten der Ersparnis. Gäbe es nämlich
ein zentrales Waffenregister, würde die
Ermittlungsarbeit wesentlich schneller
gehen. Offenbar vertraten jedoch die
Innenminister stets die Ansicht, dass Po-
lizisten ohnehin „da“ sind, es also nicht
darauf ankommt, wie viele Arbeits-
stunden man sparen könnte, wenn es ein
Waffenregister gäbe.

Es sieht so aus, als ob sich diese Sicht-
weise jetzt ändern würde. Nach dem Be-
schluss von Mitte April hat die Innen-
ministerkonferenz eine Bund-Länder-
Arbeitsgruppe unter Leitung des Bundes-
innenministeriums eingerichtet, in der die
Möglichkeiten und Kosten eines zentral
oder dezentral geführten elektronischen
Waffenregisters sondiert und ein Ein-
richtungsgesetz vorbereitet werden.

W. D.

sel mühsam abgearbeitet werden, bis
irgendwann festgestellt wird, wer der letz-
te legale Besitzer war (der dann darüber
Auskunft geben kann, wie ihm das gute
Stück abhanden kam). Wurde die Waffe
im Ausland, z. B. bei FN in Lüttich, herge-
stellt, ist das beschriebene Verfahren prin-
zipiell auch möglich, doch selten von Er-
folg gekrönt, weil man auf die freiwillige
Mitarbeit angewiesen ist.

 Bringt auch das nichts, kann man nur
eine Nachfrage im Ausland rund um
Deutschland starten, was einen ungeheu-
ren Aufwand darstellt. Das ist auch der
Grund, weshalb in Übereinstimmung mit
den Anforderungen des UNO-Schuss-
waffenprotokolls und der neuen EU-

weniger Waffen in dunklen Kanälen ver-
schwinden. Das Waffenregister ist daher
eines von mehreren Mitteln, die dazu bei-
tragen können, den illegalen Waffen-
handel zu unterbinden. Wenn dann noch
– wie dies die EU-Waffenrichtlinie vor-
sieht – alle EU-Mitgliedsstaaten verpflich-
tet sind, bis 2014 derartige Register auf-
zubauen, dann kann dies eine wichtige
Hilfe zur Bekämpfung des illegalen
Waffenhandels sein. Auf jeden Fall wird
es dauern, das ist klar.

Der Grund, weshalb die Innenminister
der deutschen Bundesländer sich bisher
so vehement gegen das Register gestemmt
haben, ist ganz einfach: Sie scheuen die

WAFFENRECHT

Gesetze gehören mit Sicherheit nicht zur Lieblingslektüre von Jugendli-
chen. So ist zu erklären, dass auch nach dem Inkrafttreten des neuen
Waffengesetzes zum 1. April die Kette der Vorfälle mit Softair-Waffen
nicht abreißt. Das Führen in der Öffentlichkeit von Anscheinswaffen,
also von allem, was wie eine scharfe Waffe aussieht, ist jetzt verboten.
Die Polizei hat nun eine Möglichkeit, die gerade bei Jugendlichen belieb-
te „Wumme“ einzuziehen und ein Ordnungswidrigkeitsverfahren einzulei-
ten. Und wenn schon junge Menschen von der neuen Rechtslage noch
nichts gehört haben oder ihr Imponiergehabe stärker als die Angst vor
dem „Erwischt-werden“ ist, so könnte es nicht schaden, wenn die Eltern
aufpassen würden.

Nicht dass sich Fachleute Illusionen über
eine rasche Wirkung des Waffengesetzes
gemacht hätten: Die Fortsetzung der Vor-

Die Dummen werden nicht alle

fälle war zu erwarten. Zu viele Waffen-
imitate sind inzwischen im Besitz von Kin-
dern und Jugendlichen. Gleichwohl ist eine

Auflistung von derlei Vorkommnissen al-
lein im April 2008 (ohne Anspruch auf
Vollständigkeit!) schon interessant:

5. April: Beamte der Bundespolizei  ent-
deckten im Lagerbereich des Bahnhofs in
Plattling (Bayern) Kinder, die mit An-
scheinswaffen spielten. Der Einsatz hatte
bereits einen Erfolg: Beteiligte sowie die
Eltern wissen dank der Aufklärung der
Polizei jetzt über die neue Rechtslage Be-
scheid.

8. April: Unabhängig von der neuen
Rechtslage ist der Fall in Unterföhring zu
sehen, bei dem zwei 15 und 20 Jahre alte
Jugendliche von einer Brücke aus mit ei-
ner Softair-Waffe auf vorbeifahrende Au-
tos geschossen haben. Der jüngere hatte
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die Waffe, ein Imitat der israelischen Desert
Eagle Pistole, erst wenige Tage zuvor aus
Italien mitgebracht. Eine Polizeistreife hat-
te die beiden entdeckt und festgenommen.
Beide sind der Polizei wegen Eigentums-
und Raubdelikten hinlänglich bekannt.
Ihre Erklärung: Den beiden droht ein Ver-
fahren wegen Verstoßes gegen das Waffen-
gesetz und gefährlichen Eingriffs in den
Straßenverkehr.

13. April: Zwei 14-jährige Schüler schos-
sen in Laufen mit Softair-Waffen auf ein
vorbeifahrendes Auto. Drohende Rechts-
folge: siehe oben.

14. April: Drei Jugendliche hantierten
auf dem Schulhof eines Zwickauer Gym-
nasiums mit Softair-Waffen. Die von einem
Lehrer alarmierte Polizei nahm die drei fest
und stellte die Anscheinswaffen sicher.

16. April: An eine Bundeswehrübung
dachte zunächst eine Frau in Bischofs-
wiesen, rief dann aber doch die Polizei an,
um sich näher zu erkundigen. Nein, es war
nicht die Bundeswehr, es waren sieben Ju-
gendliche zwischen 14 und 17 Jahren, die
in Tarnanzügen und mit gefährlich ausse-
henden Waffen durchs Unterholz krochen.

Wie eine Polizeistreife aus Berchtesgaden
feststellte, handelte es sich um Imitate von
Maschinenpistolen und Sturmgewehren. In
der Pressemeldung zu diesem Vorfall wies
die Polizei noch einmal nachdrücklich auf
die neue Rechtslage zum Verbot des
Führens von Anscheinswaffen hin.

Die Zahl solcher Vorfälle wird erst ab-
nehmen, wenn sich unter Jugendlichen und
Eltern herumspricht, dass solches Tun nicht
mehr folgenlos bleibt. Das aber ist nicht
alleine eine Sache der Polizei, sondern ent-
scheidend auch der Justiz, denn es wird
nicht ausbleiben, dass es Einsprüche gegen
Bußgeldbescheide wegen des Führens von
Anscheinswaffen in der Öffentlichkeit ge-
ben wird.

W.D.

Mit dieser Softair-Waffe, einer Kopie der
israelischen Desert Eagle Pistole, schossen
zwei Jugendliche von einer Straßenbrücke
auf Autos. Die Polizei stellte die Anscheins-
waffe sicher.                           Foto: Polizei

WAFFENRECHT LEBENSARBEITSZEIT

Ist das die Zukunft?
Probleme nach der Verlängerung der
Lebensarbeitszeit in Rheinland-Pfalz
Das Land Rheinland-Pfalz hat sich zum unrühmlichen Vorreiter der Ver-
schlechterung der Arbeitsbedingungen für Polizeibeamte und -beam-
tinnen gemacht. Bereits 2003 wurde die Lebensarbeitszeit um bis zu 5
Jahre verlängert. Andere Länder diskutieren derzeit ähnliche Gesetzes-
änderungen. Die GdP RLP wurde vom GdP-Bundesvorsitzenden und be-
troffenen Länderpersonalräten um eine Einschätzung der Auswirkungen
des Gesetzes gebeten. Dieser Bitte kommen wir hiermit nach:

Die vielfältigen Probleme, die mit der
Verlängerung der Lebensarbeitszeit (LAZ)
einhergehen, sind nur begrenzt konkret fass-
bar. Allgemein kann man sagen, dass sich
die KollegInnen von ihrem Arbeitgeber
Rheinland-Pfalz betrogen und belogen füh-
len. Die Verlängerung der LAZ erfolgte in
einem extrem kurzen Zeitraum von nur fünf
Jahren von 60 auf bis zu 65 Jahren (wäh-
rend bei der Verlängerung der LAZ im
Rentenbereich eine Übergangsfrist von 20
Jahren für eine Verlängerung von zwei Le-
bensjahren gewählt wurde), was bei den
KollegInnen im Alter von Mitte 50 deren
Lebensplanung völlig auf den Kopf stellte.

Zur ganz erheblichen und sehr nachhal-
tigen Verbitterung hat auch die Begründung
des Gesetzes beigetragen. Es wurde von der
Landesregierung argumentiert, dass der
Beruf des Polizisten und der Polizistinnen
durchaus mit dem von Finanzbeamten ver-
gleichbar sei. Polizisten arbeiteten angeb-
lich nur mit einer anderen Rechtsmaterie.
Die besonderen Belastungen des Polizei-
dienstes mit seinen mannigfaltigen Funkti-
onen und Spezialitäten wurden schlichtweg
ausgeblendet.

Es gibt zu den Auswirkungen kaum be-
lastbare Daten. Unsere Schilderungen ba-
sieren auf unzähligen Gesprächen und der
ausführlichen Diskussion im GdP-Landes-
vorstand am 3. April 2008.

Die Zahl der qualifizierten Bewer-
berInnen für den höheren Dienst ist dras-
tisch eingebrochen, die LAZ wurde beim
höheren Dienst auf 65 Jahre festgelegt,
beim gehobenen Dienst auf 63 Jahre. Es be-
werben sich aktuell eher jüngere Kollegin-
nen und Kollegen, für die das Problem der
LAZ aufgrund ihres Alters (noch) keine be-
sondere Rolle spielt. Die Bewerbungen aus
den lebens- und diensterfahreneren Berei-
chen, auf die wir immer besonderen Wert
gelegt haben, sind hingegen fast komplett
weggebrochen.

Für erheblichen und anhaltenden Unmut

sorgt die „Fallbeilgrenze“: Wer 25 Jahre
Schichtdienst, SEK oder MEK aufweisen
kann, kann mit 60 Jahren in den Ruhestand
gehen. Vorschläge für eine Faktorisierung
(Umrechnung auf Monate) wurden nicht
aufgegriffen. In der Folge haben sich etli-
che Kollegen aus qualifizierten Funktionen
bei S und K wegversetzen lassen in die o.g.
Bereiche, um dort ihre 25 Jahre voll zu krie-

gen. Es ist in ganz erheblichem Umfang
wichtiger Sach- und Fachverstand abgewan-
dert. Dass die Versetzungsanträge von den
Kollegen und Kolleginnen und offiziell
meist anders begründet wurden, versteht
sich von selbst.

Dienststellen hatten und haben teils
Schwierigkeiten, Sokos und Fahndungs-
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gruppen mit Zusatzkräften aus dem Schicht-
dienst zu besetzen, weil die KollegInnen sich
unter Hinweis auf die 25 Jahre Schichtdienst
nicht umsetzen lassen wollen.

Diejenigen, die weniger als 25 Jahre
Schichtdienst, SEK oder MEK verrichtet
haben, müssen bis 63 arbeiten. Das führt
logischerweise dazu, dass sie ihre Tages-
dienstposten drei Jahre länger besetzen.
Damit verhindern sie, dass sich KollegInnen
in hohem Alter aus dem Schichtdienst auf
Stellen des Tagesdienstes bewerben können.
Dieser altersbedingte Ausstieg aus dem
Schichtdienst war immer besonders wich-
tig, da viele in höherem Alter den Schicht-
dienst nicht mehr vertragen.

Dadurch steigt der Altersschnitt sowohl
im Tagesdienst, insbesondere folgenreich
aber im Schichtdienst. Dies führt dazu, dass
ältere KollegInnen nur noch die Möglich-
keit sehen, über ärztliche Atteste dem
Schichtdienst zu entfliehen. Die Zahl der
eingeschränkt Dienstfähigen ist drastisch
angestiegen, auf zurzeit knapp 800 bei 9.200
PolizistInnen. Die eingeschränkt Dienstfä-
higen müssten aufgrund der Atteste im Ta-
gesdienst verwendet werden. Genau dort
sitzen aber die, die drei Jahre länger arbei-
ten müssen und weitere Stellen sind nicht
vorhanden.

Durch die Verlängerung der LAZ kommt
und kam es in RLP zu einer drastischen
Verschlechterung bei den Beförderungs-
möglichkeiten. Alle, die länger arbeiten ge-
hen müssen, verhindern die Beförderung
des Nachwuchses. Insbesondere die Verlän-
gerung von 60 auf 65 im höheren Dienst
führt zu einem erheblichen Stau – nicht nur
bei den Beförderungsmöglichkeiten: Ent-
gegen der Annahme der Landesregierung,
dass PolizistInnen des höheren Dienstes in
ihrem beruflichen Leben so wenig belastet
sind, dass sie nicht früher als andere Beam-
te in den Ruhestand treten sollen, lässt die
Leistungsfähigkeit bei den allermeisten
Menschen nach dem 60. Lebensjahr erkenn-
bar nach. Auch, wenn das vorwiegend ihre
Umgebung merkt. Während das Drumher-
um die Pensionierung der Chefs dringend
herbeiwünscht, werden viele missliche Zu-
stände auf fünf Jahre betoniert. Der Ein-
satzwert der Schichten sinkt mit dem höhe-
ren Lebensalter ganz erheblich. Uns sind
nicht zu wenige Fälle bekannt, in denen äl-
tere Kollegen nicht – oder besser: nur ver-
zögert – zu Einsätzen fahren, weil sie Angst
haben, den Einsatz nicht mehr bewältigen
zu können. Insbesondere wurden uns Fälle
von Schlägereien in Kneipen oder Discos
und von gefährlichen Auseinandersetzun-
gen mit jungen Randalierern mit
Migrationshintergrund geschildert. Kolle-
gen berichten von Fällen, in denen sie von
den jugendlichen Schlägern mitleidsvoll ge-

fragt wurden, ob sie nicht besser in Rente
gehen wollen.

Ähnliche Altersschnitte entwickeln sich
inzwischen sogar bei der Bereitschaftspoli-
zei – mit den nachvollziehbaren einsatz-
taktischen Problemen.

Die Angst und die psychischen und phy-
sischen Belastungen, die uns die Kolleg-
Innen schildern, sind nur schwer zu verifi-

zieren. Die Vermeidung von gefährlichen
Einsätzen wird aus nachvollziehbaren
Gründen nicht offen besprochen. Selbst
Kontrollen von verdächtigen Personen oder
Fahrzeugen werden aus Angst vor Ausein-
andersetzungen unterlassen. Häufig werden
selbst Streifenfahrten in der Nacht vermie-
den. Hierbei spielt nicht nur die Angst eine

Rolle, sondern auch das rein physische Un-
vermögen, in hohem Alter den puren
Schichtdienst auszuhalten.

In Rheinland-Pfalz wurden erst 1987 die
ersten Frauen in den „normalen“ Polizei-
dienst eingestellt. Der Anteil bei den Ein-
stellungen liegt recht konstant bei ca. 37 %.
Derzeit bereiten uns die elternbedingten
Personalausfälle Kopfzerbrechen. Wir wa-

gen aber gar nicht daran zu denken, was
passieren wird, wenn die Kolleginnen mal
im Alter von über 50 angelangt sind. Wer
mag sich ruhigen Gewissens vorstellen, dass
Kolleginnen im Alter von um die 50 mit ih-
ren spezifischen Problemen im Schicht-
dienst eingesetzt werden? Gerade in länd-
lichen Bereichen steht schon jetzt des
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Nachts häufig nur eine Streifenbesatzung
zur Verfügung. Wie will man da auf Schlä-
gereien unter Jugendlichen noch adäquat re-
agieren? Und wenn etwas schief geht, wälzt
man die Verantwortung auf die Kolleginnen
und Kollegen vor Ort ab – obwohl die Poli-
tik die problematische Situation wissentlich,
bewusst und gewollt herbeigeführt hat.

Auf der anderen Seite soll nicht ver-
schwiegen werden, dass es auch etliche
KollegInnen gibt, denen die Verlängerung
der LAZ nichts ausmacht, die sogar gerne
länger arbeiten und auch über die jetzige,
neue Grenze hinaus freiwillig länger im
Dienst bleiben. Wie nicht weiter verwunder-
lich ist eine starre Altersgrenze nicht wirk-
lich menschengerecht. Es gibt viele Grün-
de, länger arbeiten zu wollen. Dies soll je-
dem Individuum grundsätzlich auch zuge-
standen sein. Eine pauschale Verlängerung
der LAZ geht aber an den Menschen und
den polizeifachlichen Problemen vorbei.

Die verschwiegene und vertuschte Wahr-
heit ist nach unserer Meinung aber viel ba-
naler: So, wie auch im Rentenrecht, will gar
keiner der feinen Herren und Damen „da
oben”, dass wir länger arbeiten gehen. Sie
werden die, die nicht mehr können, auf un-
sanftem Weg in die Pension und in die
Zwangsverrentung schicken und dieses
„Entgegenkommen” mit happigen Abschlä-
gen an der Rente garnieren.

Und selbst nur noch körperlich Anwe-
sende oder wegen Krankheit abwesende
Beamte werden durchaus dankbar in Kauf
genommen; schließlich zählen sie mit, wenn
es darum geht, dem Landtag oder der Öf-
fentlichkeit die Gesamtstärke der Polizei
vorzurechnen.

Das Gesetz zur Verlängerung der
Lebensarbeitszeit der rheinland-pfälzischen
Polizistinnen und Polizisten wurde von der
Landesregierung (Koalition aus SPD und
FDP) im Jahre 2003 beschlossen. Minister-
präsident Kurt Beck (SPD) versprach
damals, dass das Gesetz nach 5 Jahren einer
„Evaluation“ unterzogen werde, um die
Auswirkungen des Gesetzes zu überprüfen.
Die versprochene Evaluation ist bisher nicht
erkennbar in die Wege geleitet. Insbeson-
dere wurden überhaupt keine Prüfkriterien
festgelegt, an denen die „Auswirkungen des
Gesetzes“ seitens der Landesregierung fest-
gemacht werden sollen. Die GdP hat mehr-
fach sowohl beim Innenministerium, als
auch bei den Landtagsfraktionen die ver-
sprochene Evaluation angemahnt. Bisher
ohne Erfolg. Es wurden auch keine Gesprä-
che mit der GdP oder den dienstlich Ver-
antwortlichen geführt, welche Kriterien zur
Bewertung der Auswirkungen zugrunde
gelegt werden sollen.

Ernst Scharbach, GdP-Rheinland-Pfalz
Landesvorsitzender
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Risikofaktor Müdigkeit

Müdigkeit und Erschöpfung zählen zu
den wichtigsten Risikofaktoren im Stra-
ßenverkehr. Experten schätzen, dass 15 bis
30 Prozent aller Unfälle durch Müdigkeit
zumindest mit verursacht werden1. Nach
einer sechsstündigen Nonstop-Fahrt ist das
Reaktionsvermögen eines Fahrers auf die
Hälfte gesunken, das Unfallrisiko verdop-
pelt sich. Besonders der so genannte
„Sekundenschlaf“ kann verhängnisvolle
Folgen haben. Etwa jeder vierte tödliche
Autobahnunfall ist darauf zurückzuführen.
Aus medizinischer Sicht ist alle zwei Stun-
den eine Pause von mindestens 20 Minu-
ten erforderlich. Unabhängig davon gilt:
Wer Symptome wie Frösteln, Blendem-
pfindlichkeit, starkes Gähnen, zufallende
Augen oder Fahrfehler bei sich registriert,

sollte die Reise schnellstmöglich unterbre-
chen. Auch wenn man regelmäßig eine Pau-
se einlegt – spätestens nach zehn Stunden
Fahrt ist eine ausgiebige Schlafpause fällig.

Eine weite Reise zum Urlaubsort ist alles andere als eine Spazierfahrt –
für Fahrzeugführer, Mitfahrer und fürs Auto – lange Autobahnstrecken,
kurvige Küstenstraßen, Serpentinenfahrten mit erheblichem Gefälle, be-
laden mit reichlich Gepäck. Was ist im Straßenverkehr zu beachten? Ha-
ben sich für Autofahrer im benachbarten Ausland wichtige Regeln geän-
dert oder Strafen erhöht? Nach dem Willen der EU-Kommission sollen Au-
tofahrer künftig EU-weit für Verkehrsverstöße zur Kasse gebeten werden.
Eine Vernetzung nationaler Datenbanken soll dabei helfen, Fahrzeughal-
ter im EU-Ausland aufzuspüren.

Selbstverständlich kann es während der
Reise gelegentlich auch zu Verletzungen
von Verkehrsregeln kommen. Mit der
europaweiten Vollstreckung von ausländi-
schen Bußgeldern in Deutschland wird es
in diesem Sommer zwar nichts mehr. Da-
mit ist frühestens Anfang 2009 zu rechnen.
Dennoch müssen sich Urlauber im Ausland
an die Verkehrsvorschriften des Gastlan-
des halten, denn bei Regelverstößen am
Steuer werden sie in vielen Ländern direkt
vor Ort zur Kasse gebeten.

Mit Vollgas hinter Gitter

Urlauber, die im Gastland mit dem Auto
unterwegs sind, sollten sich rechtzeitig über
die dortigen Verkehrsvorschriften infor-
mieren. Denn wer gegen ausländische Ver-
kehrsregeln verstößt, muss mitunter tief in

die Tasche greifen. Wie
ein aktueller Vergleich2

der Sanktionen zeigt,
gelten im Ausland zum
Teil erheblich höhere
Bußgeldsätze als in
Deutschland.

Gegenüber 2007
fällt besonders die dras-
tische Erhöhung der
Bußgelder in Grie-
chenland auf. Dazu ver-
doppelt sich eine Straf-
gebühr, falls sie nicht
innerhalb von 10 Tagen
bezahlt wird. Ein Rot-
licht- oder Überhol-
verstoß kostet bis zum
Ablauf der Frist 350
Euro, danach 700 Euro.

Auch Vergehen im Zusammenhang mit
Alkohol werden in einigen europäischen
Ländern härter geahndet. So droht Auto-
fahrern in Spanien laut ADAC bei schwe-
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Verkehrssünden
im Ausland

Sommerreiseverkehr: Stau-Ursachen
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ren Verkehrsverstößen wie dem Fahren mit
60 km/h über der zulässigen Geschwindig-
keit oder einer Blut-Alkohol-Konzentra-
tion (BAK) von mindestens 1,2 Promille
jetzt eine Haftstrafe von wenigstens drei
Monaten.

Auch können Geschwindigkeitsüber-
schreitungen in der Schweiz für deutsche
Urlauber im Gefängnis enden, denn die
Eidgenossen dürfen Tempoverstöße nach
dem neuen Strafgesetzbuch3 in Haftstra-
fen umwandeln. Wer erfolglos zum Zah-
len eines Bußgeldes aufgefordert wurde,
muss pro 100 Franken (rund 60 Euro) mit

einem Tag hinter Gittern rechnen. Bei
1.000 Franken kommen so schnell zehn
Tage Gefängnis zustande. Für eine
Geschwindigkeitsüberschreitung bis zu 20
km/h werden in der Schweiz mindestens
110 Euro fällig. Autofahrer, die am Hei-
matort eine Zahlungsaufforderung erhal-
ten und diese ignorieren, müssen dort kei-
ne Strafverfolgung befürchten. Macht
man jedoch erneut Urlaub in der Schweiz,
droht bei der Einreise die Festnahme.

Italien hat mit einer Notverordnung auf
die dramatische Zunahme der alkohol-
bedingten Verkehrsunfälle im Sommer
2007 reagiert: Neben verschärften Sankti-
onen gibt es dort verstärkt Verkehrs-
kontrollen. In Luxemburg wurde die Pro-
millegrenze von 0,8 auf 0,5 heruntergesetzt.

Noch immer ist in den meisten europäi-
schen Ländern Alkohol am Steuer das
schwerste Vergehen und wird entspre-
chend hart bestraft. Wie in den letzten Jah-
ren sind die skandinavischen Nationen
dabei Spitzenreiter: In Finnland liegt das
Bußgeld bei 15 Tagessätzen (abhängig vom
Monatsverdienst) und mehr, in Dänemark
zahlt der Verkehrssünder bis zu einem
Monatsverdienst. Schweden verlangt ab 0,2
Promille BAK mindestens 30 Tagessätze.

Norwegen wiederum berechnet die
höchsten Gebühren für zu schnelles Fah-
ren (ab 395 Euro), Rotlicht- und Überhol-
verstoß (660 Euro) und Parkvergehen (90
Euro).

Bislang können aber nur öster-
reichische Bußgelder auch später in
Deutschland durchgesetzt werden, da für
die grenzüberschreitende Vollstreckung
von Verkehrsverstößen zwischen beiden
Staaten seit 1990 eine bilaterale Verein-
barung besteht. Geldbußen aus anderen
EU-Ländern können voraussichtlich erst
ab 2009 in Deutschland eingefordert wer-
den; bis dahin muss aber jederzeit dort,
wo der Verstoß stattgefunden hat, mit un-

mittelbar durchführbaren Vollstreckungs-
maßnahmen, z. B. in Form der Sicherheits-
leistung, gerechnet werden.

2007 kein Minus bei
Verkehrstoten in Europa

Die Zahl der Verkehrstoten in Europa
stagniert auf zu hohem Niveau. 2007 war
erstmals seit 2001 kein Fortschritt bei der
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Das kosten Verkehrssünden im Ausland

Knöllchen aus dem Ausland – ungeliebte
Urlaubssouvenirs        Foto: ADAC
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Verringerung der Zahl der Verkehrstoten
in der EU zu verzeichnen. 2004 konnte
eine Verringerung um 6 % erreicht wer-
den, 2006 um 5 Prozent. 2007 betrug die
Zahl der Verkehrstoten in der EU immer
noch 43.000 – so viel, wie beim Absturz
von wöchentlich fünf Passagierflugzeugen
mittlerer Größe zu er-
warten wären! Im Zeit-
raum zwischen 2001
und 2007 ging die Zahl
der Verkehrstoten ins-
gesamt um 20 Prozent
zurück. Um das 2001
gesetzte Ziel einer Hal-
bierung der Opferzahl
bis 2010 zu erreichen,
hätte der Rückgang
allerdings 37 Prozent
betragen müssen.

Da die Durchsetzung
der geltenden Rechts-
vorschriften sich als
besonders wirksames
Instrument zur Verrin-
gerung der Unfallopfer-
zahlen erwiesen hat,
verabschiedete die EU-
Kommission im März
2008 einen Vorschlag
für eine neue Richtli-
nie4 auf diesem Gebiet.
Ziel des Vorschlags ist
die Einrichtung eines
EU-Netzes für den
elektronischen Daten-
austausch zur Ermitt-
lung des Halters eines
Fahrzeugs, sodass die
Behörden eines Mit-
gliedstaats, in dem ein
Verkehrsdelikt began-
gen wurde, dem betref-
fenden Fahrzeughalter
in kürzester Zeit einen Bescheid übermit-
teln können.

Die neue Richtlinie bezieht sich in die-
sem Zusammenhang konkret5  auf
• Geschwindigkeitsüberschreitungen,
• Fahren unter Alkoholeinfluss,
• Nichtanlegen des Sicherheitsgurtes und
• Überfahren eines roten Stopplichtes.

Fahrer im Ausland vermehrt bei
Verstößen auffällig

Für den Erfolg der unternommenen
Anstrengungen zur Verringerung der
Opferzahl ist die Akzeptanz der Durch-
setzungsmaßnahmen in der Öffentlichkeit
von entscheidender Bedeutung; diese
Akzeptanz könnte allerdings schwinden,
wenn ausländische Fahrer sich weiterhin

einer Verfolgung entziehen können.
Nach der jüngsten Erhebung der EU-

Kommission liegt der Anteil ausländischer
Verkehrsteilnehmer6 auf den Straßen EU-
weit durchschnittlich bei 5 Prozent. Bei
den Geschwindigkeitsübertretungen be-
wegt sich der Anteil der ausländischen

Fahrer  zwischen 2,5 Prozent und 30 Pro-
zent. Die Zahlen legen den Schluss nahe,
dass ausländische Fahrer7 im Verhältnis
häufiger zu schnell fahren als einheimi-
sche Fahrer.

Derzeit bestehen zwischen den Mit-
gliedstaaten lediglich bilaterale Abkom-
men, deren Um- und Durchsetzung sich
allerdings als schwierig erwiesen hat. Da-
her ist letztlich in allen Mitgliedstaaten die
Verkehrssicherheit suboptimal. Zudem
führt das Ausbleiben eines unionsweiten
grenzüberschreitenden Vollzuges nicht
nur zur Straffreiheit ausländischer Ver-
kehrssünder, sondern zugleich auch zu
einer Inländerdiskriminierung, da Verstö-
ße einheimischer Verkehrsteilnehmer ge-
gen die Straßenverkehrsordnung stets und
leichter verfolgt werden können.
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Verkehrsdelikte bald grenzüber-
schreitend verfolgbar

Derzeit werden Verkehrsdelikte oft-
mals nicht verfolgt, wenn sie mit einem
Fahrzeug begangen werden, das in einem

anderen Mitgliedstaat als jenem, in dem
der Verstoß erfolgt, zugelassen ist, weil
dessen Fahrer bzw. Halter in der Regel im
Ausland nicht erreicht oder nicht zur Ver-
antwortung gezogen werden kann. Dieses
Problem besteht in besonderem Maße bei
Verstößen, die automatisch durch Über-
wachungskameras und ohne direkten
Kontakt zwischen dem Fahrzeugführer
und der Polizei festgestellt werden, zum
Beispiel Geschwindigkeitsübertretungen
oder das Überfahren einer roten Ampel.
Ein zur besseren Verfolgbarkeit automa-
tisiert erfasster Delikte angestrebter elek-
tronischer Datenaustausch ist aber auch
nützlich, wenn das Fahrzeug angehalten
wurde, um die Verfolgung von Verstößen
zu ermöglichen, bei denen u. a. eine Über-
prüfung der Zulassungsanschrift notwen-
dig sein kann. Dies gilt insbesondere für

Temporegeln in den wichtigsten Urlaubsländern Europas
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Land auf andere Vorschriften einstellen.
Auch eine kräftige Bußgelderhöhung in
Deutschland, dem bisherigen Knöllchen-
paradies in Europa, leistet keinen unmit-
telbaren Beitrag, die Verkehrssicherheit
zu verbessern. Mit dem neuen Bußgeld-
Katalog ab 1.1.09 will Bundesverkehrs-
minister Wolfgang Tiefensee9 die Haupt-
unfallursachen auf deutschen Straßen
stärker bekämpfen. Der gewünschte
verkehrserzieherische Effekt wird sich
aber nur in Verbindung mit einer ausrei-
chend dichten und wirkungsvollen Über-
wachung einstellen und sodann auch in
der Unfallstatistik bemerkbar machen.

Bedauerlich erscheint indes das Votum
der Finanz- und Innenminister der Län-
der, die anlässlich der erwarteten deutli-
chen Bußgeldmehreinnahmen aus Erhö-
hung der Sanktionen sowie der zeitgleich
ab Anfang 2009 in die kommunalen Kas-
sen fließenden „EU-Knöllchen“ eine
Zweckbindung der Mittel zugunsten von
Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrs-
sicherheit strikt abgelehnt haben. Dies
war von Bundesverkehrsminister Wolf-
gang Tiefensee und dessen Verkehrs-
Amtskollegen in den Ländern zuvor wie-
derholt versprochen worden.

Fußnoten

1 DVR, Gut unterwegs, Pressemitteilung
vom 21. April 2008

2 ADAC-Bußgeldtabelle „Verkehrssün-
den im Ausland“, ADAC e.V., München,
Presse-Meldung vom 14.03.2008

3  ADAC, Pressemeldung vom 09.08.2007
4  Vorschlag für eine Richtlinie des Euro-

päischen Parlaments und des Rates zur
Erleichterung der grenzübergreifenden
Durchsetzung von Verkehrssicherheits-
vorschriften, KOM (2008) 151 endgül-
tig, Brüssel, 19.3.2008

5  Art. 1 Nr. 1 der Richtlinie zur Erleich-
terung der grenzübergreifenden Durch-
setzung von Verkehrssicherheitsvor-
schriften, a.a.O.

6 EDS Europäischer Datenservice/Eu-
rostat Online Datenbank

7  2,5 % in Dänemark, 4 % in Finnland, 6
% in den Niederlanden, 8 % in Katalo-
nien (Spanien), 14 % in Belgien, 15 %
in Frankreich und 30 % in Luxemburg.

8  ACE, Bußgelderhöhung: Mehr Milde
 bei Minisünden, Pressemitteilung vom
 05.05.2008

9 BMVBS, Pressemitteilung Nr. 106/2008
 vom 05. Mai 2008

Trunkenheit im Straßenverkehr. Das
durch die Richtlinie vorgeschlagene Sys-
tem stellt sicher, dass die Vorschriften in
Bezug auf die entsprechenden Delikte
unabhängig vom Ort des Verstoßes und
der Zulassung des betreffenden Fahrzeu-
ges in der Europäischen Union durchge-
setzt werden können. Es soll einschließ-
lich der erforderlichen Rechts- und

Verwaltungsvorschriften durch die Mit-
gliedstaaten spätestens zwölf Monate
nach Veröffentlichung dieser Richtlinie
umgesetzt sein.

Rechtstaatlichkeit bei EU-Buß-
geld gesichert

Zur Erreichung von mehr Verkehrssi-
cherheit, vor allem zur Reduzierung der
Anzahl der Verkehrstoten, soll ein EU-
weites Netz für den elektronischen Daten-
austausch zur Ermittlung des Halters ei-
nes Fahrzeuges eingerichtet werden. Dies
soll es den Behörden der Mitgliedstaaten,
in den ein Verkehrsdelikt begangen wur-
de, ermöglichen, dem betreffenden Fahr-
zeughalter in einem automatisierten Ver-
fahren einen entsprechenden Bescheid
zustellen zu können. Der Bußgeldbe-
scheid wird dem Halter in der Amtsspra-
che des Wohnsitzstaats übermittelt. Der
Halter wird im Bescheid darauf hingewie-
sen, dass er ein Antwortformular auszu-
füllen hat, falls er die Zahlung der Geld-
buße verweigert.

In Deutschland soll als zentrale Behör-
de für die grenzübergreifende Durch-
setzung von Verkehrsvorschriften künftig
das Bundesamt für Justiz (BfJ) zuständig
sein. Der Rechtsweg ist zu den örtlichen
Amtsgerichten vorgesehen.

Der Vorschlag bezweckt weder eine
Harmonisierung der Verkehrsregeln noch
eine Harmonisierung der Sanktionen für
Verkehrsdelikte, da diese Bereiche den
Mitgliedstaaten überlassen bleiben sollen.
Er enthält lediglich rein administrative
Bestimmungen zur Einrichtung eines
wirksamen und effizienten Systems für die
grenzübergreifende Verfolgung der wich-

tigsten Verkehrsde-
likte. Der Vorschlag
greift nicht in die
ordnungs- bzw.
strafrechtliche Ein-
stufung dieser Ver-
kehrsdelikte durch
die Mitgliedstaaten
ein. Auch die Vor-
schriften der Mit-
gliedstaaten zur – in
Deutschland nicht
bestehenden – Hal-
terhaftung für diese
Verkehrsdel ikte
bleiben unberührt.

Das vorgeschla-
gene System wahrt
die traditionelle Art
des Umgangs mit
grenzübergreifen-

den Delikten: Sie werden in dem Mitglied-
staat verfolgt, in dem das Delikt began-
gen wurde. Der zusätzliche Wert des Vor-
schlags besteht in der Einführung eines
derzeit nicht existierenden Mechanismus,
der den betreffenden Behörden die Er-
mittlung der Identität und die Verfolgung
ausländischer Verkehrssünder ermöglicht.

Kein Pardon bei groben Fehlern

Begrüßt wird das Bestreben der EU-
Kommission, durch effiziente und geeig-
nete Maßnahmen, die Verkehrssicherheit
in Europa zu erhöhen. Über das einzurich-
tende System zur grenzübergreifenden
Verfolgung der unfallträchtigsten Ver-
kehrsverstöße hinaus besteht aber
insbesondere noch auf dem Gebiet des
Verkehrsrechts in Europa ein dringender
Harmonisierungsbedarf. In einigen Län-
dern ist z. B. das Telefonieren am Steuer
mit Headset erlaubt, in anderen nur mit
fest eingebauter Freisprecheinrichtung. In
Irland ist das sogar verboten8. Ähnlich
verwirrend: die Regelungen bei Tagfahr-
licht, Kindersicherung im Auto und Warn-
westenpflicht. Eine Pflicht für Fahrlicht
am Tage ist bereits in 21 europäischen
Ländern eingeführt, eine Reihe von Län-
dern belässt es bisher bei einer Empfeh-
lung. Wer vom grenzenlosen Europa pro-
fitieren will, muss sich nahezu in jedem
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Irgendetwas falsch gemacht – vor Abreise informieren
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EUROCOP

Die Verfassung ist tot –
es lebe der Reformvertrag

EuroCOP-Präsident Heinz Kiefer im EU-Parla-
ment – ab 2009 entscheidet das EU-Parla-
ment öfter mit.                   Quelle: EuroCOP

Sitz der EU-Kommission in Brüssel – in Zukunft
kleiner?                                   Quelle: EU-Kommission

Am 24. April 2008 hat der Bundestag
dem Vertrag von Lissabon zugestimmt.
Knapp ein Jahr zuvor, Ende Juni 2007 hat-
ten sich die EU-Regierungschefs unter
der Führung von Bundeskanzlerin Angela
Merkel nach monatelangen Verhandlun-
gen auf diesen neuen Grundlagenvertrag
für die EU geeinigt und damit den
Schlussstrich unter einen Machtkampf
gezogen, wie ihn die Europäische Union
lange nicht erlebt hat.

Der Vertrag von Lissabon ist bereits der
zweite Anlauf: 2004 hatten sich die EU-
Regierungschefs auf den Text für eine EU-
Verfassung geeinigt. Die wurde jedoch nie
vollständig, d. h. von allen Mitgliedsstaa-
ten, ratifiziert: Nach negativen Referen-

den in Frankreich und den Niederlanden
sahen beide Länder, zusammen mit Groß-
britannien, Polen und Tschechien, die
Notwendigkeit einer Neuverhandlung des
Textes. Vor allem die Änderungswünsche
der Briten, Polen und Tschechen zielten
auf die Substanz des Vertrags, die institu-
tionellen Reformen: Über Anzahl der
Abgeordneten pro Mitgliedsstaat im EU-
Parlament, Stimmgewichtung bei Abstim-
mungen im EU-Ministerrat und Anzahl
der EU-Kommissare schien keine Eini-
gung erreichbar. Die Fronten waren ver-
härtet.

Zu guter Letzt war es die berechtigte

Warnung vor den schwerwiegenden Fol-
gen, die ein Scheitern einer Reform der
EU mit sich bringen würde: Nachdem die
EU seit 2004 um 12 neue Mitgliedsstaa-
ten auf inzwischen 27 Mitglieder gewach-
sen war, drohte der endgültige Kollaps der
komplizierten Entscheidungsmechanis-
men: Nicht mehr handlungsfähig, so lau-
tete das gemeinsame Fazit.

„Die Verfassung ist tot – es
lebe der Vertrag von Lissabon“,
war die neue Devise: Paradox,
aber für die EU nicht unge-
wöhnlich, übernimmt der Ver-
trag von Lissabon die wesent-
lichen Reformvorhaben des
Verfassungsentwurfs. Gleich-
zeitig hat sich bei allen Betei-
ligten die Überzeugung durch-
gesetzt, dass ein erneutes Schei-
tern nicht riskiert werden darf.

Dementsprechend wird die
Ratifizierung jetzt von leiseren
Tönen begleitet: Frankreich
und die Niederlande haben auf
ein erneutes Referendum ver-
zichtet und sich für eine Rati-
fizierung im Parlament ent-
schieden. Diesem Weg folgen auch die
übrigen Mitgliedsstaaten. Allgemein wird
erwartet, dass der Vertrag von Lissabon
in allen EU-Mitgliedsstaaten bis Ende
2008 auf dem parlamentarischen Weg ra-
tifiziert wird. Damit könnten die neuen
Regeln rechtzeitig vor den Wahlen zum
EU-Parlament in 2009 in Kraft treten.

Damit könnten sich die Verantwortli-
chen eigentlich entspannt zurücklehnen;
nicht ganz: Zum einen wird Irland als ein-
ziger Mitgliedsstaat am 12. Juni 2008 ein
Referendum veranstalten. Zum anderen
prüft in der Tschechischen Republik
derzeit das Verfassungsgericht, ob nicht
auch hier ein Referendum veranstaltet
werden muss. Ein erneutes Scheitern ist
damit nicht ausgeschlossen.

Warum ist der Vertrag von Lissabon
den Bürgern so schwer zu vermitteln? Mit
rund 250 Seiten voller Paragraphen ist der
Vertrag nicht das, was man sich unter ei-
ner einfachen Lektüre vorstellt. Dahinter
verbirgt sich jedoch die eigentliche
Schwierigkeit: Der Vertrag ist ein Kom-
promiss zwischen den teilweise sehr ge-
gensätzlichen Positionen der Mitglieds-
staaten. Und ein guter Kompromiss ist
daran zu erkennen, dass ihn keiner mag.
Trotzdem, der Lissabonner Vertrag ist die

Alternative zum drohenden Stillstand.
Und den will letztlich niemand.

Besonders die institutionellen Refor-
men werden die EU tiefgreifend verän-
dern: Die EU wird in Zukunft schneller
Entscheidungen treffen können. Ihre de-
mokratische Legitimität wird durch die
Stärkung sowohl der nationalen wie auch
des EU-Parlaments verbessert. Gleichzei-

tig wird es für einzelne Mitgliedsstaaten
schwerer, Beschlüsse zu blockieren. Am
stärksten dürfte von diesen Änderungen
der Bereich Justiz und Inneres betroffen
sein, in dem bisher weitgehend das Ein-
stimmigkeitsprinzip galt:

Der Vertrag von Lissabon stellt die In-
nere Sicherheit im Wesentlichen den üb-
rigen Politikfeldern in der EU gleich.
Grenzkontrollen, Visa, Asyl und Einwan-
derung, sowie die Zusammenarbeit der
Strafverfolgungsbehörden werden weitge-
hend dem regulären Gesetzgebungs-
verfahren unterworfen. Das heißt, quali-
fizierte Mehrheit im Rat und Mit-
entscheidungsrecht des EU-Parlaments.
Ausgenommen bleibt lediglich die opera-
tive Zusammenarbeit der Polizei, die wei-
ter dem Einstimmigkeitsprinzip unter-
liegt.

Der Lisabonner Vertrag enthält auch
wichtige Klarstellungen mit Blick auf die
Kompetenz der EU zur Vereinheitlichung
von Straf- und Strafprozessrecht in den
Mitgliedsstaaten. Unter anderem in den
Bereichen Terrorismus und organisierter
Kriminalität kann eine Vereinheitlichung
in Zukunft mit qualifizierter Mehrheit
beschlossen werden.
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Mit menschenverachtenden Methoden werden im Deliktsbereich „Men-
schenhandel“ höchste Profite erzielt. Die Opfer, meist Frauen, die zum
Zweck sexueller Ausbeutung physisch und psychisch unter Druck ge-
setzt werden, haben keine Chance, sich selbst aus ihrer Lage zu befrei-
en. Der Straftatbestand „Menschenhandel“ zählt zu den klassischen
Kontrolldelikten, deren Nachweis meist nur durch Zeugenbeweis zu er-
bringen ist. Daher müssen die Opfer sich ihrer Rolle als unverzichtbare
Zeuginnen bewusst und in ihrer Aussagebereitschaft stabilisiert werden.
Und die Strafverfolger benötigen nicht nur eine ausreichende personelle
Ausstattung sondern auch den Zugang zu den entsprechenden Milieus,
um Oper zu identifizieren und Menschenhandel erfolgreich zu bekämpfen.
Dazu kann eine Erlaubnispflicht für Prostitutionsstätten einen wichtigen
Beitrag leisten.

MENSCHENHANDEL/PROSTITUTION

GdP fordert Erlaubnispflicht
für Prostitutionsstätten

Mit der Abschaffung
strafrechtlicher Interven-
tionsmöglichkeiten im
Prost i tut ionsgesetz
(2002) sowie durch die
neuen aufenthaltsrecht-
lichen Bestimmungen
und die Niederlassungs-
freiheit für selbständige
Dienstleister aus den ost-
europäischen EU-Staa-
ten, sind zahlreiche poli-
zeiliche Eingriffsgründe
weggefallen, die für
die Bekämpfung von
Menschenhandel und
Zwangsprostitution von
entscheidender Bedeu-
tung waren. Dadurch er-
geben sich für die Straf-
verfolgungsbehörden er-
hebliche Schwierigkeiten, Opfer von Men-
schenhandel und Zwangsprostitution zu
identifizieren und entsprechende Ermittlun-
gen einzuleiten.

„Dortmunder Modell“

Auf der Suche nach neuen Instrumenten
im Kampf gegen Menschenhandel hatte die
GdP bereits 2006 auf Antrag der Frauen-
gruppe (Bund) beschlossen, sich u.a. für eine
bundesweit einheitliche behördliche
Genehmigungspflicht für Prostitutions-
stätten einzusetzen. Als gelungenes Beispiel
für eine solche Praxis nannte der Beschluss
damals das „Dortmunder Modell“: Die
Ruhrgebietsmetropole fordert seit einigen
Jahren von dort ansässigen Bordellen mit
mindestens drei Beschäftigten eine Ge-

werbeanzeige und hat auch Prostituierten,
die ihre Dienste in Wohnungen oder auf der
Strasse anbieten, die Möglichkeiten zur An-
meldung ihres Gewerbes eröffnet. Die Vor-
teile liegen für KHK Heiner Minzel, Leiter
der Dienststelle „Rotlicht“ im Dortmunder
Polizeipräsidium, klar auf der Hand: „Un-
sere Regelung hat in den letzten Jahren für
deutlich mehr Transparenz im Milieu ge-
sorgt.

Das Verhältnis zwischen Polizei und Pro-
stituierten hat sich normalisiert und das An-
zeigeverhalten von Frauen wie Betreibern
hat sich verändert – weil die rechtlichen Re-
gelungen klar sind. Das klappt allerdings
nur, wenn wir den Kontrolldruck aufrecht
erhalten und alle Behörden miteinander
kooperieren!“  >

Dr. Birgit Schweikert, Leiterin des Referates „Gewalt gegen
Frauen“ im BMFSFJ, berichtete beim Fachgespräch über die
Ergebnisse der Evaluation des Prostitutionsgesetzes. Hier im
Gespräch mit Heidi Rall, Mitglied der AG „Menschenhandel“
der GdP- Frauengruppe (Bund) und Sachgebietsleiterin im BKA.

Auch bei der nicht operativen Zusam-
menarbeit der Polizei sind in Zukunft
Mehrheitsentscheidungen möglich. Da-
von betroffen sind z. B. Datenerfassung
und -austausch, Aus- und Weiterbildung
oder die Entwicklung gemeinsamer
Ermittlungstechniken.

Sollte die Ratifizierung des Lissabon-
ner Vertrags also nicht in letzter Minute
scheitern, wird sich die EU stark verän-
dern: Auf institutioneller Seite werden die
Parlamente gestärkt. Auch das Verhältnis
zwischen Rat und Kommission wird sich
nachhaltig verändern: Die fast durchgän-

Die Wichtigsten Änderungen im
    Überblick:
• „Doppelte Mehrheit“ ab 2014 für

Ratsentscheidungen (55 % der
Mitgliedstaaten und 65 % der EU-
Bevölkerung)

• Ständiger Ratspräsident, der den
Vorsitz der EU-Gipfel für zweiein-
halb Jahre innehat anstatt der halb-
jährlichen Rotation

• Hoher Repräsentant der EU für
Äußere Angelegenheiten und
Sicherheitspolitik

• Reduzierung der Zahl der Kommis-
sare bis 2014 von 27 auf 15

• Stärkung der nationalen Parlamen-
te: Recht, Einwand gegen EU-Ge-
setzesentwürfe zu erheben (die so
genannte „Orange Karte“)

•  Ausweitung der qualifizierten Mehr-
heitsabstimmung auf 40 Politik-
bereiche, u. a. Asyl, Einwanderung,
polizeilicher Zusammenarbeit und
justizieller Zusammenarbeit in straf-
rechtlichen Angelegenheiten

gige Einführung der doppelten Mehrheit
werden zu einer veränderten Dynamik im
Rat führen. Die verkleinerte EU-Kom-
mission wird ihre Rolle neu definieren
müssen.

Im Bereich der polizeilichen Zusam-
menarbeit steht zu erwarten, dass wichti-
ge Projekte in Zukunft schneller umge-
setzt werden können. Im Einzelfall kann
das aber auch einen tiefen Eingriff in die
jeweilige nationale Rechtskultur bedeu-
ten.

All das steht vorerst noch unter dem
Vorbehalt der endgültigen Ratifikation
des Lissabonner Vertrags, aber eines steht
schon jetzt fest: Für die Reform der EU
sieht es diesmal besser aus, als beim letz-
ten Versuch.                                        jv

EUROCOP
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Experten unterstützen Forderung
nach Erlaubnispflicht

Derzeit unterscheidet sich die Praxis der
Verwaltungs- und Polizeibehörden im Um-
gang mit dem Prostitutionsgesetz sogar in-
nerhalb der Bundesländer deutlich von-
einander. Konzepte zur Umsetzung, wie sie
in Dortmund oder Hannover in der Zusam-
menarbeit unterschiedlicher Behörden ent-
standen sind, bilden bisher die Ausnahme.

Daher lud die Frauengruppe (Bund)
Mitte März einige Expertinnen und Exper-
ten zu einem Fachgespräch ein, um zu dis-
kutieren wie eine Erlaubnispflicht für
Prostitutionsstätten ausgestaltet sein sollte
und in welcher Form sie zur Schaffung ei-
nes Hellfeldes sowie zur Herstellung von
Rechtssicherheit beitragen kann.

Einig waren sich die Fachleute, die aus
der Perspektive von Polizei, Staatsanwalt-
schaft, Steuerfahndung, Ordnungsamt, Ge-
sundheitsbehörde und Fachberatungsstellen
berichteten, dass die derzeitige Rechtslage
dem Gefahrenbild des Milieus nicht gerecht
wird. Spezialvorschriften für bordellartige
oder sonstige prostitutionsnahen Betriebe
werden dringend gebraucht: Eine Ge-
nehmigungspflicht würde notwendige Be-
dingungen festschreiben, deren Einhaltung
durch die unterschiedlichen Ordnungsbe-
hörden kontrolliert werden könnten.
Dadurch erhielten die Behörden Zugang
zum Milieu und Opfer von Menschenhan-
del die Chance, sich erkennen zu geben.

Die Strafverfolger schätzen an einer
Erlaubnispflicht für Prostitutionsstätten in
erster Linie die Möglichkeit, Transparenz im
Milieu zu schaffen, das legale Gewerbe zu
stärken sowie den Schutz von Prostituier-
ten und Kunden zu verbessern.

Für Fachberatungsstellen, Ordnungs-
und Gesundheitsämter steht eher die Schaf-
fung einheitlicher Mindeststandards im Vor-
dergrund, darunter bauliche Auflagen (z. B.
Brand- und Schallschutz, Raumgrößen,
Rettungswege, Notrufsysteme) und hygie-
nische Vorgaben (z. B. sichere Sexual-
praktiken, Gesundheitsfürsorge, Reinigung
der Räumlichkeiten und des Mobiliars, sa-
nitäre Ausstattung, Trennung von Wohn-
und Arbeitsstätte, Desinfektionsmöglich-
keiten). Auch die Sicherung von Arbeits-
nehmerrechten, die Geltung der Arbeits-
stättenverordnung sowie die Einhaltung
vertraglicher Vereinbarungen sollten aus
ihrer Sicht gewährleistet werden.

Besonders wichtig war allen Diskussions-
teilnehmern, die Anforderungen an die per-
sönliche Zuverlässigkeit und Verantwort-
lichkeit der Betreiber von Bordellen fest-
zuschreiben. Einschlägig Vorbestrafte müss-
ten als Betreiber von Prostitutionsstätten

ausgeschlossen werden. Einig war man sich
auch darüber, dass die Erlaubnisvorausset-
zungen nur auf Grundlage einer klaren ge-
setzlichen Definition des Begriffes der
Prostitutionsstätte und gemeinsam mit den
Betroffenen erarbeitet werden können.
Bundeseinheitlich sollten darüber hinaus
Betretungsrechte für Prostitutionsstätten
geregelt werden, damit sowohl Polizei als
auch Ordnungsbehörden, aber auch Insti-
tutionen der Fürsorge und Fachberatungs-
stellen Zugang erhalten.

Klar wurde im Fachgespräch: Erst im
Zuge einer Erlaubnispflicht für Prostitu-
tionsstätten, unter denen der Freier dann
zwischen legalen Betrieben und illegalen
Orten wählen könnte, macht eine Diskussi-
on über die Einführung eines Straftat-
bestandes zur Verfolgung von Freiern von
Zwangsprostituierten Sinn.

GdP-Positionspapier „Handel
gegen Menschenhandel“

aktualisiert

Im Ergebnis des Fachgespräches sah sich
die Frauengruppe (Bund) in ihrer Auffas-
sung bestätigt: Die gegenwärtige Rechtsla-
ge entspricht nicht dem Gefahrenpotential,
das von Betreibern des Rotlichtmilieus aus-
geht. Nicht nur aus Sicht der Strafverfolgung
besteht Regelungsbedarf, sondern auch aus
der Perspektive der Finanz-, Gesundheits-

MENSCHENHANDEL/PROSTITUTION

der GdP zustimmend zur Kenntnis genom-
men.

Unter www.gdp.de steht das Positions-
papier im Internet zum Download zur Ver-
fügung.

Politischer Überzeugungsarbeit
dringend notwendig

Derzeit sind die Behörden in den einzel-
nen Bundesländern sehr zurückhaltend hin-
sichtlich verwaltungsrechtlicher Konse-
quenzen aus der rechtlichen Anerkennung

der Prostitution. Im Gegensatz zum erklär-
ten Willen des Bundesgesetzgebers halten
Gewerbe- und Gaststättenrecht in weiten
Teilen an der Sittenwidrigkeit der Prostitu-
tion fest. Zudem sieht der Bund-Länder-
Ausschuss „Gewerberecht“ in der Prostitu-
tion eine „höchstpersönliche Dienstleis-
tung“, die nicht als Gewerbe gewertet wer-
den könne. Aus Sicht der Gewerberechtler
stellt ihr Rechtsgebiet kein geeignetes In-
strumentarium dar, die Kontrolle gewerbli-
cher Betätigung im Zusammenhang mit se-
xuellen Dienstleistungen effizienter zu ge-
stalten.

Dem stehen nicht nur die Erfahrungen
von Kommunen wie Dortmund und Han-
nover entgegen. Auch der Europäische Ge-
richtshof geht in einem Urteil (EuGH C-
268/99 vom 20.11.2001) davon aus, dass die
selbständig ausgeübte Prostitutionstätigkeit
als eine gegen Entgelt erbrachte Dienstleis-
tung angesehen werden kann. Gute Grün-
de für die Frauen in der GdP, am Thema zu
bleiben und die politischen Entscheidungs-
träger in Bund und Ländern von der Ein-
führung einer Erlaubnispflicht für Prostitu-
tionsstätten zu überzeugen – auch um den
Opfern von Menschenhandel und Zwangs-
prostitution eine Chance zu geben.            weu

„Ohne einen rechtlichen Rahmen
ist die Prostituierte auf andere Be-
schützer angewiesen. Diesen Schutz
stellt ihr die Infrastruktur des Mili-
eus – Zuhälter, Bordellbetreiber usw.
– zur Verfügung. Im Milieu gelten
aber keine rechtlichen Regeln, son-
dern es folgt den Gesetzen des Stär-
keren, deren Willkür die Schwachen
– die Prostituierten – schutzlos aus-
geliefert sind. Die Illegalität, in die die
Rechtsordnung die Prostituierten ab-
drängt, kann von den Zuhältern als
zusätzlicher Disziplinierungsdruck
genutzt werden.“Quelle: Reglemen-
tierung von Prostitution: Ziele und
Probleme – Gutachten im Auftrag
des BMFSFJ vorgelegt von Prof. Dr.
Joachim Renzikowski (Januar 2007)

und Baubehörden sowie des Arbeitsschut-
zes. Dementsprechend wurde das Positions-
papier der Frauengruppe (Bund) „Handeln
gegen Menschenhandel – veränderte Bedin-
gungen, aktuelle Herausforderungen“ (No-
vember 2007) ergänzt – und inzwischen auch
vom Geschäftsführenden Bundesvorstand

Erika Krause-Schöne (BP), Leiterin der AG
„Menschenhandel“ der Frauengruppe
(Bund), freute sich über die klare Zustim-
mung zu den GdP-Positionen aus dem Kreis
der Ermittler: EKHK Heiner Minzel (PP Dort-
mund, r.) und KHK Jörg Makel (PD Hanno-
ver) hatten aus ihren Dienststellen konkre-
te Vorschläge für die Ausgestaltung einer
Erlaubnispflicht für Prostitutionsstätten mit-
gebracht.                                  Fotos: weu
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Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen,
Gegenstand der Bundesseniorenvor-

standssitzung am 22/23.4.2008 in Berlin
waren u. a. die Themen „Seniorenpolitik
nach der Föderalismusreform“ und „Wei-
terentwicklung APS“.

Mehrheitlich waren die Mitglieder des
Bundesseniorenvorstandes der Meinung,

die in den ge-
schäftsführenden
Landesbezirks-/
Bezirksvorstän-
den zuständigen
Vorstandsmitglie-
der zu einem
Workshop einzu-
laden, um über
die o.a. Thematik
einen Meinungs-
austausch herbei-

zuführen. Zu der Bundesvorstandssitzung
am 28/29.5.08 in Berlin habe ich deshalb
einen entsprechenden Beschlussvorschlag
über die Durchführung eines Workshops
eingebracht.

Angemerkt
Im Anschluss an die Bundessenioren-

vorstandssitzung kamen am 23./24.4.08 die
Beauftragten der Landesbezirke/Bezirke
zu einer Arbeitstagung „Seniorenarbeit –
Weiterentwicklung APS“ im Waldhotel
Prieros unter der fachlichen Leitung von
Dietmar Michael und Hans Adams zu-
sammen.

Die Teilnehmer diskutierten und analy-
sierten in einer Sachstandsbestimmung
• die bisherigen Erfahrungen mit der

Umsetzung des APS-Programms,
•  die Effekte des APS für Seniorenarbeit
•  sowie die Erfahrungen über die Zusam-

menarbeit mit den Multiplikatoren des
Projekts vor Ort.
Nach Gruppenarbeit und Diskussionen

im Plenum waren die Teilnehmer einhel-
lig der Meinung, dass das Projekt APS
auch in Zukunft Bestand haben, jedoch
weiterentwickelt und aktualisiert werden
muss. Dazu wurden zahlreiche konstruk-
tive Vorschläge einer Erneuerung und
Weiterentwicklung des Projekts diskutiert
und begutachtet.

Die systematische Aufbereitung der
Ergebnisse der Arbeitstagung war dann

Aufgabe einer kleinen Arbeitsgruppe, die
unter Leitung von Dietmar Michael am
24./25.4.08 tagte.

Unter anderem wurde hier die
Erforderlichkeit der Schulung neuer Mul-
tiplikatoren herausgestellt, was zu deutli-
chen Motivationsschüben für das APS-
Projekt vor Ort führen dürfte. Die Schu-
lung neuer Multiplikatoren kann im
Herbst 2008 beginnen. Dazu ist es natür-
lich erforderlich, dass die Landesbezirke/
Bezirke geeignete und motivierte Kandi-
daten benennen.

Das aktualisierte und weiterentwickel-
te APS-Programm kann dann nach ersten
Einschätzungen zum Ende des Jahres
2008 den Landesbezirken/Bezirken zur
Verfügung gestellt werden.

Ich bitte die Landesbezirke/Bezirke,
ihre Seniorengruppen auch weiterhin ak-
tiv und materiell in ihrer Arbeit zu unter-
stützen.

Mit kollegialen Grüßen
Artur Jung,

 Bundesseniorenvorsitzender

Wie weiter mit den Senioren im DGB
Am 8.4.2008 fand in der Bundesvorstandsverwaltung des DGB in Berlin
eine weitere Beratung des Koordinierungskreises Seniorenpolitik statt.
Ziel dieser Beratung war es, eine Empfehlung zu erarbeiten, wie die am
4. März 2008 vom Bundesvorstand des DGB beschlossenen „Senioren-
politischen Eckpunkte“  umgesetzt werden sollen und können.

Dazu lagen aus dem Geschäftsbereich
Organisation des DGB Ergebnisse von
Erhebungen vor, die im Jahr 2007 begon-
nen wurden. Aus ihnen ist ersichtlich, dass
es in vielen  DGB- Regionen und Bezir-
ke  Senioreneinrichtungen des DGB
(nicht der Gewerkschaften) gibt. Das ist
in den einzelnen Regionen, Bezirken und
Landesbezirken des DGB unterschied-
lich. So gibt es in DGB- Bezirken 5 Seni-
orenstrukturen, auf Landesbezirksebene
13 und in den Regionen des DGB 57. Das
heißt  in 65 Prozent der Regionen sind
Senioren in Arbeitskreisen, Senioren-
treffs, Beiräten, Koordinierungsgruppen,
Projektgruppen, Seniorengruppen, Aus-
schüssen oder Seniorenräten organisiert.
Hier wird gewerkschaftliche Senioren-
politik auf DGB- Ebene gemacht.

Von einem Mitglied des Koordinie-
rungskreises wurde in der Debatte noch
darauf hingewiesen, dass der DGB am 14.
Oktober 1999 die erste und bisher einzi-
ge Seniorenpolitische Fachtagung  durch-
geführt hat.

Rückblick auf das nun entstandene
Umsetzungsdokument: Auf dem 18.
Bundeskongress des DGB  2006 wurde der
Auftrag erteilt: „Der DGB wird ein Kon-
zept erarbeiten, um die politische
Interessenvertretung der in den Gewerk-
schaften organisierte Seniorinnen und Se-
nioren zu stärken. Ziel ist eine verbesserte
und gestärkte Koordinierung und Zusam-
menarbeit bei politischen Themen, die die
Seniorinnen und Senioren betreffen.

Ein eigenständiger in der Satzung des

DGB verankerter Status ist dafür nicht
erforderlich.“

Dazu gab es im November 2007  eine
erste Beratung des Koordinierungskreises
Seniorenpolitik,  an dem wegen des zeit-
gleich stattfindenden GdP-Bundeskon-
gresses kein GdP-Vertreter teilnehmen
konnte. Im März 2007 gab es eine  Klau-
surtagung im Tagungszentrum der IG
Metall „Am Pichelsee“ in Berlin. Hier
wurde zunächst Klarheit darüber geschaf-
fen was wir unter Seniorenarbeit und
Seniorenpolitik verstehen.

Die Seniorenvertreter waren sich  darin
einig geworden, dass Seniorenarbeit in
den Gewerkschaften zu leisten ist mit dem
Ziel,  die Mitglieder zu binden bzw. neue
Mitglieder zu gewinnen. Dazu kann der
DGB ein Forum für den Erfahrungsaus-
tausch zwischen den Gewerkschaften bil-
den.

Bei der Seniorenpolitik handelt es sich
aber um eine politische Querschnittsauf-
gabe des Bundes der Gewerkschaften, d.h.
der DGB handelt im Auftrage aller und
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in Kooperation mit allen Gewerkschaften.
Seine Aufgabe ist es, Themen, die alle Se-
nioren betreffen, gewerkschaftsüber-
greifend anzupacken. So wurde es dann
auch in den „Empfehlungen zur organisa-
tionspolitischen Stärkung der Senioren-
politik im DGB“ formuliert.

Im Abschnitt „Aufbau der Senioren-
politik“ heißt es dazu:

Nach Bedarf und auf Grund einer Ver-
einbarung mit den Gewerkschaften kön-

nen Seniorengremien gebildet werden.
Dem Wunsch aktiver Seniorinnen und
Senioren aus DGB-Gewerkschaften, sich
auf Regionalebene zu organisieren, ist von
der jeweiligen DGB-Region in Abstim-
mung mit den Gewerkschaften nachzu-
kommen und ein gemeinsames Gremium
einzurichten. Die Entscheidung darüber
treffen die für die jeweilige Gliederungs-
ebene zuständigen Vorstände der DGB-
Regionen. Diese beschließen zugleich die

geeigneten Organisationsformen. Ein
hauptamtlicher Ansprechpartner soll be-
nannt werden.

Ich sehe dieses Dokument so, dass da-
mit Grundlagen gelegt wurden, gewerk-
schaftspolitisch auf Regions- Bezirks –
und Landesbezirksebene zu arbeiten,  die
meiner Meinung nach künftig aber auch
eine Verankerung in der Satzung des
DGB  erforderlich machen wird.

Wolfgang Jung

Altersarmut – ein Zukunftsthema
Schon vor Jahrzehnten wurde festge-

stellt, dass die Armut alt, weiblich und kin-
derreich ist. Daran hat sich bis heute nichts
geändert. Nur die Dimensionen sind anders
geworden. Altersarmut wird in Zukunft für
einen wachsenden Teil der älteren Bevöl-
kerung zu einem existenziellen Problem.
Nach Berechnungen des DGB sind bis zu
6 Mio. Menschen davon bedroht. Neben
den 1,3 Mio. Langzeitarbeitslosen und den
2,5 bis 3 Mio. Geringverdienern, deren
Armutslöhne kaum zur Finanzierung des
täglichen Lebens reichen, zählt der DGB
hierbei auch die rund 2 Mio. Solo-Selbst-
ständigen, die wegen fehlender Einnahmen
oft nicht für das Alter vorsorgen können.

 Zum Glück können wir in der GdP-Kol-
legenschaft nicht mit solchen Zahlen auf-
warten. Den Beamten steht eine amtsan-
gemessene Versorgung zu. Sie gehört zu
den hergebrachten Grundsätzen des
Berufsbeamtentums und ist verfassungs-
rechtlich geschützt durch die Alimen-
tationsverpflichtung. Unabhängig davon
darf der Dienstherr Versorgungsbezüge
kürzen, wenn dies im Rahmen des von ihm
zu beachtenden Alimentaitionsgrundsatzes
aus sachlichen Gründen gerechtfertigt er-
scheint (Leitsatz des Bundesverfassungs-
gerichts über eine Entscheidung zu § 55
Beamtenversorgungsgesetz). Darüber hi-
naus sind in letzter Zeit die Absenkung des
Ruhegehaltssatzes und der Wegfall bzw.
Reduzierung der Sonderzahlung als Maß-
nahmen im Zuge der wirkungsgleichen
Übernahme aus dem Rentenrecht erfolgt.

Unsere ehemaligen Tarifbeschäftigten
erhalten neben der Rente aus der gesetzli-
chen Rentenversicherung eine Zusatz-
versorgung (VBL) im Rahmen einer an
beamtenrechtlichen Grundsätzen orien-
tierte Gesamtversorgung.

Einschränkungen gab es auch im Rent-
nerbereich z. B. im Gesundheitswesen mit
Kürzungen und Eigenbeteiligungen.

Besonders belastend waren die Nullrunden
bei der Rentenanpassung in den letzen Jah-
ren und der damit verbundene Kaufkraft-
verlust, nicht zu vergessen die 2005 einge-
führte höhere Rentenbesteuerung. Ge-
richtsverfahren blieben ohne Erfolg.

Beamte als auch Tarifbeschäftigte arbei-
ten zunehmend in Teilzeit. Bei der Versor-
gung im Alter bedeutet dies ein geringeres
Einkommen. Beim Ruhegehalt ist die ge-
leistete Dienstzeit maßgebend und bei der
Rente die Höhe des entrichteten Beitrags.
Dazu heißt es in § 6 Beamtenversorgungs-
gesetz, dass Dienstzeiten, während der der
Beamte nur teilzeitbeschäftigt war, also
weniger als die regelmäßige Arbeitszeit,
nur anteilsmäßig ruhegehaltfähig sind.

Die Rente selbst wird in einem kompli-
zierten Verfahren errechnet, da sie das in-

dividuelle Berufsleben möglichst gerecht
nachzeichnen soll. Außerdem hängt die
Rentenhöhe auch davon ab, wie viele Bei-
träge entrichtet worden sind und wie viele
Entgeltpunkte dadurch erreicht wurden.

Nach einer Arbeitsmarktanalyse des
ZDF im Januar dieses Jahres sind 1,25 Milo.
Menschen auf ergänzende staatliche Un-
terstützung angewiesen, weil ihr eigenes
Einkommen nicht für den Lebensbedarf
reicht. In einem SPD-Papier zum Wahlauf-
takt 2008 heißt es, bereits heute würden
jährlich 1,5 Milliarden Euro aus dem
Bundeshaushalt an berufstätige Bürger
gezahlt.

Dazu passt dann die Entwicklung auf
dem Arbeitsmarkt mit der Einführung von
Mindestlöhnen. Noch nie in der Bundes-
republik Deutschland war der Staat ge-
zwungen, so in das Tarifgeschehen flankie-
rend einzugreifen, Inzwischen arbeitet je-
der fünfte im Niedriglohnsektor. Wohl-
stand für alle gilt schon lange nicht mehr
nach Stellenabbau und Lohnkürzungen.
Die Gesellschaft wird sich darauf einstel-
len müssen, dass ein Teil der Bevölkerung
im Alter dauerhaft auf staatliche Transfer-
leistungen angewiesen sein wird.

Auf der Neujahrspressekonferenz des
DGB bezeichnete der Vorsitzende Michael
Sommer Mindestlöhne, Leiharbeit und
auch Altersarmut als Themen für politische
Schwerpunkte 2008. Es müsse eine „Trend-
wende zu mehr Gerechtigkeit“ geben. Die
Zahl der Menschen, die im Alter Grund-
sicherung (vergl. DP 2/2004, Seite 34) be-
ziehen, werde dramatisch steigen. Die drei
Schwerpunkte seien zentrale Anliegen des
DGB für die kommenden beiden Jahre,
also einschließlich der Bundestagswahl
2009 und hoffentlich auch weiter.

Die GdP-Senioren begrüßen diese Aus-
sagen des DGB-Vorsitzenden und werden
sehr wohl die Entwicklung im Senioren-
bereich kritisch verfolgen.        Olaf Bong

Foto: dpa
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Kriminalpolitik
Die Beiträge des Buches bieten eine um-

fassende Darstellung der historischen, the-
oretischen und empirischen Forschung zur
Kriminalpolitik. Aus interdisziplinärer Sicht
werden die Entwick-
lungsmuster und die
Ausdifferenzierung der
Kriminalpolitik inner-
halb des gesellschaftli-
chen und politischen
Systems herausgearbei-
tet. Inhalt: Kriminal-
politik in Deutschland
1871-1945 - Nachkriegs-
zeit - DDR - Bundesrepublik
Deutschland - Kriminalpolitik und Wissen-
schaft
Kriminalpolitik, Hans-Jürgen Lange,
VS Verlag, 2008, ca. 469 Seiten,
Broschur, 59,90 Euro,
ISBN 978-3-531-14449-8

Aushangpflichtige
Arbeitsgesetze im
öffentlichen Dienst

Jeder Arbeitgeber ist verpflichtet, sei-
nen Arbeitnehmern die wesentlichen
Arbeitsgesetze, die ihrem Schutz dienen,
im Arbeitsumfeld zugänglich zu machen.
Speziell für Arbeitgeber im öffentlichen
Dienst gibt es eine praktische Textausga-
be im Rehm Verlag. Mit der vorliegenden
Neuauflage befindet sich die Text-
sammlung bereits auf dem Rechtsstand
vom 1. April 2008. Damit ist gewährleis-
tet, dass öffentliche Arbeitgeber ihrer ge-
setzlichen Pflicht kor-
rekt und unkompli-
ziert nachkommen
können. Die Ausgabe
enthält neben den
verpflichtend auszu-
hängenden Texten
eine ganze Reihe an-
derer wichtiger Ge-
setze und Verordnun-
gen. Ergänzende arbeitsrechtliche Vor-
schriften, speziell auf den öffentlichen
Dienst abgestellt, runden die Ausgabe ab.
Der Band fasst alle relevanten Texte über-
sichtlich und griffig zusammen und ist mit
einer Kordel versehen, sodass das handli-
che Buch problemlos beispielsweise am
schwarzen Brett ausgehängt werden kann.
Aushangpflichtige Arbeitsgesetze
im öffentlichen Dienst, Textausgabe,
Rehm Verlag München, 6. Auflage
2008,  210 Seiten, 9,90 Euro,
ISBN 978-3-8073-0022-1

Einschleusen von
Ausländern

Schleuserkriminalität hat viele Erschei-
nungsformen. Der Fußschleuser im Grenz-
gebiet gehört dazu, u. U. der Zuhälter, der
die Zwangslage ausländischer Prostituierter
ausnutzt, um sie in ausbeuterischen Abhän-
gigkeitsverhältnissen an sich zu binden oder
der unauffällige Geschäftsinhaber, der vom
Schreibtisch aus mit fiktiven Touristen-
programmen Visaerschleichungen ermög-
licht.

Das vorliegende Werk führt in die recht-
lichen Grundlagen des Straftatbestandes
des Einschleusens von Drittstaatsange-
hörigen ein und berücksichtigt die relevan-
ten Verordnungen und Richtlinien der Eu-
ropäischen Union. Dabei wird auch die

Psychologische Krisen-
intervention für
Einsatzkräfte

Querverbindung zum
Deliktsbereich Men-
schenhandel darge-
stellt. Betrachtung fin-
det darüber hinaus die
Viktimisierung der Ge-
schleusten, die im
Schatten eines zusam-
menwachsenden Eu-
ropas und einer der
Globalisierung entgegenstrebenden Welt
stehen.
Einschleusen von Ausländern, Tilmann
Schott, Verlag für Polizeiwissenschaft,
363 Seiten, 22,90 Euro,
ISBN 3-935979-004-2

Dieses Buch bietet für wissenschaftliche
Praktiker und praktische Wissenschaftler in
der psychologischen Krisenintervention
umfassende und praxisnahe Informationen

zur Hilfe für trauma-
tisierte Einsatzkräfte.
Nach einer lebensnahen
Darstellung der theore-
tischen Hintergründe
folgt eine umfassende
Darstellung praktischer
Maßnahmen der psycho-
logischen Kriseninter-
vention. Abschließend
werden die Vorausset-

zungen sowie die erforderlichen Aus- und
Weiterbildungsinhalte dargestellt.
Psychologische Krisenintervention für
Einsatzkräfte, Hilfe nach traumatischem
Stress, Frank Hallenberger, Verlag für
Polizeiwissenschaft, 513 Seiten, 19,80
Euro, ISBN 3-935979-86-X
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